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2. Anlass und Begründung 
 
Im Rahmen der Gesamtfortschreibung des Regionalplans sind die Festlegungen 
zur Regionalen Siedlungsstruktur zu prüfen und, wo erforderlich, zu überarbeiten. 
Das Kapitel 2.3 Zentrale Orte hat dabei in mehrfacher Hinsicht eine hohe raum-
ordnerische und regionalpolitische Bedeutung. So kommt in der Festlegung Zent-
raler Orte keine Anerkennung des Erreichten zum Ausdruck, sondern ein Konzept 
zur Sicherung und Entwicklung der regionalen Versorgungs-, Siedlungs- und Ver-
kehrsstrukturen. 
 
Bereits mit dem Aufstellungsbeschluss zur Gesamtfortschreibung des Regional-
plans bestand fraktionsübergreifend Einigkeit darüber, dass seitens der Ver-
bandsgeschäftsstelle keine grundlegende Neufassung des Kapitels 2.3 Zentrale 
Orte für die Region Südlicher Oberrhein erarbeitet werden soll. Wie die Ver-
bandsgeschäftsstelle in diesem Rahmen sowie in nachfolgenden Sitzungen be-
tont hat, besteht vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung und der 
langfristig sinkenden Tragfähigkeit der Infrastrukturausstattung kein Bedarf an 
grundsätzlichen Veränderungen des Zentrale-Orte-Konzepts mit weiteren Aufstu-
fungen in der Region. 
 
Für den Fall, dass einzelne Gemeinden eine Aufstufung im Rahmen des Zentrale-
Orte-Konzepts beantragen sollten, müsse hierzu von der jeweiligen Gemeinde ein 
Gutachten mit den Ausstattungs- und Eignungskriterien erstellt bzw. beauftragt 
werden. Dieses Vorgehen wurde mit den Fraktionen schon im Sommer 2010 ein-
vernehmlich festgelegt. Die Gemeinden wurden hierüber im ersten Quartal 2011 
im Rahmen der Mittelbereichsgespräche informiert. 
 
Zwischenzeitlich liegen der Geschäftsstelle zum Kapitel 2.3 Zentrale Orte folgende 
fünf Aufstufungsanträge vor. Alle fünf Städte und Gemeinden haben Gutachten 
durch die LBBW Immobilien Kommunalentwicklung GmbH erstellen lassen und 
diese der Geschäftsstelle im Laufe des Jahres 2012 übersandt (vgl. unter Ziff. 5 
und 6). 
 
Antragstellerin derzeit Antrag auf Ausweisung als 
a) Stadt Heitersheim Kleinzentrum Unterzentrum 
b) Stadt Neuenburg am Rhein Kleinzentrum Unterzentrum 
c) Stadt Rheinau Kleinzentrum Unterzentrum 
d) Gemeinden Teningen kein Zentraler Ort Unterzentrum 
e) Gemeinde Merzhausen kein Zentraler Ort Kleinzentrum 
 
In der Sitzung des Planungsausschusses am 10.05.2012 wurde fraktionsübergrei-
fend vereinbart, zum weiteren Abstimmungs- und regionalen Willensbildungs-
prozess den durch die beantragten Aufstufungen „betroffenen“ Nachbargemein-
den bereits vor dem förmlichen Beteiligungsverfahren – informell – die Möglich-
keit zur Stellungnahme einzuräumen. Zugleich wurde der Auftrag an die Ver-
bandsgeschäftsstelle erteilt, über die Ergebnisse dieser Anhörungen zu berichten, 
so dass vor Offenlage des Regionalplans-Entwurf eine Beratung der Aufstufungs-
anträge im Planungsausschuss erfolgen kann. 
 
  

(DS PlA 04/12) 

(DS PlA 13/10, 
DS VVS 10/10) 
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Der im Folgenden vorgelegte Bericht ist wie folgt gegliedert: 
 
 

3. Das Zentrale-Orte-Konzept 

3.1 Grundlagen 
3.2  Ausgestaltung in Baden-Württemberg (vgl. Anlage 1) 

4. Ausgangslage für die Fortschreibung des Kapitels 2.3 Zentrale Orte 

4.1 Anzahl festgelegter Zentraler Orte 
4.2 Tragfähigkeit der Verflechtungsbereiche 
4.3 Unterscheidung Kleinzentrum/Unterzentrum 
4.4 Veränderte Rahmenbedingungen 

5. Gesamtbewertung der Anträge und Gutachten 

5.1 Regionalplanerische Erforderlichkeit und Eignung 
5.2 Raum- und Siedlungsstruktur, Erreichbarkeit 
5.3 Demografische und sozioökonomische Entwicklung 
5.4 Ausstattung 
5.5 Verflechtungen 
5.6 Verflechtungsbereiche, Tragfähigkeit 
5.7 Methodik: Vergleich 
5.8 Methodik: Zentralitätsmessung 

6. Einzelbewertung 

6.1 Antrag der Stadt Heitersheim auf Festlegung als Unterzentrum 
6.2 Antrag der Stadt Neuenburg am Rhein auf Festlegung als Unterzentrum 
6.3 Antrag der Stadt Rheinau auf Festlegung als Unterzentrum 
6.4 Antrag der Gemeinde Teningen auf Festlegung als Unterzentrum 
6.5 Antrag der Gemeinde Merzhausen auf Festlegung als Kleinzentrum 

7. Fazit 

 
 
 
3. Das Zentrale-Orte-Konzept 
 
3.1 Grundlagen 
 
Die von Walter Christaller erstmals 1933 beschriebene „Theorie der Zentralen 
Orte“ fußt auf der bis heute gültigen Grundannahme, je spezialisierter bzw. je sel-
tener nachgefragt eine Ware, Dienstleistung oder Infrastruktur ist, an desto weni-
ger Orten kann sie angeboten werden. Daraus entwickelte sich das normative 
Konzept der hierarchisch gegliederten Zentralen Orte mit jeweils unterschiedlich 
großen Versorgungsbereichen. 
 
Das Zentrale-Orte-Konzept ist das wesentliche raumordnerische Instrument zur 
Sicherung der Daseinsvorsorge mit dem Ziel, auf gleichwertige Lebensverhältnis-
se hinzuwirken. Die Zentralen Orte sind dabei auch Ausdruck der gewachsenen 
polyzentrischen Siedlungsstruktur der Region. Ihre Festlegung beinhaltet den 
Anspruch, die Tragfähigkeit bestehender Infrastruktureinrichtungen zu wahren 
und zur Reduzierung des Verkehrsaufkommens beizutragen. Im Zusammenspiel 
mit den Festlegungen zur Siedlungsentwicklung ist das Zentrale-Orte-Konzept 
somit zugleich ein maßgebliches Mittel zur Umsetzung der übergeordneten Leit-
vorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung im Sinne des § 1 Abs. 2 ROG.  
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Es dient zugleich 

• der (sozial) gerechten Verteilung von Ressourcen, 
• dem (ökonomisch) effizienten Einsatz von Ressourcen sowie 
• der (ökologischen) Begrenzung des Verbrauchs von Ressourcen. 
 
Es herrscht weitgehende Einigkeit in der Planungspraxis sowie Stadt- und Raum-
forschung, dass dem Zentrale-Orte-Konzept auch unter den heutigen Rahmenbe-
dingungen (demografischer Wandel, gestiegene Mobilität, Konzentrationsprozes-
se im Einzelhandel, liberalisierte Märkte etc.) eine hohe raumordnungspolitische 
Bedeutung zukommt. Dies bestätigen unter anderem die 2006 beschlossenen 
„Leitbilder und Handlungsstrategien für die Raumentwicklung in Deutschland“, 
die 2008 neugefassten Grundsätze der Raumordnung im Raumordnungsgesetz 
(§ 2 Abs. 2 Nr. 2 und 3 ROG) sowie zahlreiche Beschlüsse der Ministerkonferenz 
für Raumordnung. 
 
Kritisch zu sehen ist, dass sich verschiedene raumwirksame Fachplanungen nicht 
mehr bzw. nicht ausreichend am Zentrale-Orte-Konzept orientieren. Die in § 2 
Abs. 2 Nr. 3 ROG genannte Bündelungsfunktion der Zentralen Orten erfordert, 
dass über die von den Trägern der Regional- und Landesplanung selbst festge-
legten Regelungen (Siedlungstätigkeit, Zulässigkeit von Einzelhandelsgroßprojek-
ten etc.) auch die Schulentwicklung, die Verkehrsplanung sowie Förderprogram-
me stärker zur Umsetzung des Zentrale-Orte-Konzepts beitragen. 
 
Davon unabhängig ist Ausgestaltung und Umsetzung des Zentrale-Orte-Konzepts 
auch innerhalb der Landes- und Regionalplanung fortzuentwickeln. Hierzu zählen 
unter anderem die erforderliche Intensivierung der Kooperationsstrukturen zwi-
schen den Zentralen Orten mit den Gemeinden des Verflechtungsraums bzw. 
auch zwischen den Zentralen Orten von Doppel- und Mehrfachzentren. Ferner 
verwies auch die Oberste Landesplanungsbehörde Baden-Württemberg schon im 
Landesentwicklungsbericht 2005 (S. 233) auf die Notwendigkeit hin, dass das 
zentralörtliche System „angepasst und gegebenenfalls auch verschlankt“ werden 
muss. Neben einer reduzierten Zahl der Zentralen Orte insgesamt wird hierzu 
insbesondere die Zusammenfassung der Klein- und Unterzentren zu Grundzen-
tren genannt. 
 
3.2 Ausgestaltung in Baden-Württemberg 
 
In der baden-württembergischen Landesplanung ist ein vierstufiges System Zent-
raler Orte vorgegeben. Ober- und Mittelzentren sowie die Mittelbereiche (Ver-
flechtungsbereiche der Mittelzentren) werden dabei gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 2 LplG 
unmittelbar durch die Oberste Landesplanungsbehörde (seit 2011: Ministerium 
für Verkehr und Infrastruktur) im Landesentwicklungsplan (LEP) festgelegt. Sie 
sind gemäß § 11 Abs. 6 Nr. 2 LplG in den Regionalplan zu übernehmen. Unterzen-
tren und Kleinzentren sind gemäß § 11 Abs. 3 Nr. 1 LplG dagegen unmittelbar 
durch die Träger der Regionalplanung festzulegen. 
 
Die Vorgaben des Landesentwicklungsplans, welche hierbei im Einzelnen zum 
Tragen kommen, sind in Anlage 1 zusammengestellt.  
 
  

(DS PlA 09/06, 
DS PlA 12/09) 

(Anlage 1) 

(DS PlA 04/12) 
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4. Ausgangslage für die Fortschreibung des Kapitels 2.3 Zentrale Orte 
 
4.1 Anzahl festgelegter Zentraler Orte 
 
In der Region Südlicher Oberrhein sind derzeit 47 von 126 Städten und Gemein-
den als Zentraler Ort festgelegt. Die letzten Änderungen ergaben sich durch  

• die Fortschreibung des Landesentwicklungsplans im Jahr 2002: 
Aufstufung der Unterzentren Achern, Bad Krozingen/Staufen und Breisach zu 
Mittelzentren sowie des Mittelzentrums Offenburg zum Oberzentrum, 

• die Änderung des Regionalplans im Jahr 2002: 
Aufstufung des Kleinzentrums Denzlingen zum Unterzentrum und der nicht-
zentralörtlich eingestuften Gemeinde Gundelfingen zum Kleinzentrum. 

 
Gemäß dem Landesentwicklungsbericht 2005 (S. 99) ist bei „Gemeindeanteilen 
Zentraler Orte von mehr als 50 % […] eine kritische Prüfung der zentralörtlichen 
Funktionszuweisungen angezeigt“. Dies ist in den Mittelbereichen Breisach, Lahr 
und Titisee-Neustadt der Fall sowie im Mittelbereich Kehl, wo alle Gemeinden 
zugleich Zentrale Orte sind. Gesamtregional beträgt der Anteil der Zentralen Orte 
an allen Gemeinden 37 %. 
 
Davon unabhängig wurde im Landesentwicklungsbericht 2005 (S. 233) darauf 
hingewiesen, dass angesichts der Perspektive einer insgesamt stagnierenden 
Bevölkerungszahl und weiterer Konzentrationsprozesse (im Einzelhandel, aber 
beispielsweise auch bei Schulstandorten) „eine Festlegung weiterer Zentraler 
Orte auf allen Funktionsstufen im Regelfall nicht begründbar“ sein wird. Hierauf 
wurde bereits in der Vorlage für die Sitzung des Planungsausschusses am 
10.05.2012 hingewiesen.  
 
In Baden-Württemberg wurden nach einer aktuellen Umfrage der Verbandsge-
schäftsstelle seit Inkrafttreten des Landesentwicklungsplans 2002 sieben Aufstu-
fungen (darunter Kleinzentrum Gundelfingen und Unterzentrum Denzlingen), 
nach 2005 jedoch keine einzige Aufstufung von Gemeinden zum Klein- oder Un-
terzentrum genehmigt. Drei im Satzungsbeschluss des Regionalplans Heilbronn-
Franken enthaltene Aufstufungen wurden vom Wirtschaftsministerium 2006 von 
der Verbindlichkeit ausgenommen. Zahlreiche weitere Anträge sind bereits vor 
dem Satzungsbeschluss zurückgenommen worden. 
 
4.2 Tragfähigkeit der Verflechtungsbereiche 
 
Eine flächendeckende Festlegung der Nahbereiche (Verflechtungsbereiche der 
Unter- und Kleinzentren) wurde im Regionalplan 1995 nicht getroffen und ist auch 
für die aktuelle Gesamtfortschreibung nicht erforderlich (vgl. Begründung zu LEP 
2.5.6). Aufgrund der historisch gewachsenen Siedlungsstruktur kann jedoch in 
weiten Teilen auf die Abgrenzungen des Regionalplans 1980 zurückgegriffen 
werden. Zu Analysezwecken wurde die Abgrenzung der Nahbereiche von der 
Verbandsgeschäftsstelle fortgeschrieben (vgl. unten Ziff. 6.1 – 6.5). 
 
Im Landesentwicklungsplan 2002 ist festgelegt (vgl. LEP 2.5.10 und 2.5.11), dass 
die Nahbereiche der Kleinzentren mindestens 8.000 Einwohner und die Nahberei-
che der Unterzentren im Ländlichen mindestens 10.000 Einwohner umfassen sol-
len. Der Vergleich mit den Bevölkerungszahlen der Nahbereiche zeigt, dass be-
reits heute mindestens sieben der 19 Kleinzentren in der Region Südlicher Ober-
rhein keine ausreichend großen Verflechtungsräume aufweisen, welche eine 

(DS PlA 04/06) 

(DS VVS 23/02) 

(DS VVS 03/01) 

(DS PlA 04/12) 
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dauerhafte Tragfähigkeit der kleinzentralen Einrichtungen gewährleisten könnten. 
In drei Fällen wird dabei sogar die ausnahmsweise zu rechtfertigende Größe von 
5.000 Einwohnern unterschritten („wenn der nächste Zentrale Ort unzumutbar 
entfernt ist“, vgl. Begründung zu LEP 2.5.11). Eine weitergehende Untersuchung, 
wie sie bspw. vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung zur Trag-
fähigkeit der Mittelbereiche vorgenommen wurde (vgl. Raumordnungsbericht 
2011, S. 38), liegt auf Ebene der Klein- und Unterzentren nicht vor.  
 
Angesichts der partiell hohen Dichte Zentraler Orte und der in Teilen labilen Trag-
fähigkeit muss bei der Bewertung der Aufstufungsanträge stark auf die sich erge-
benden Auswirkungen auf das gewachsene Siedlungsgefüge und mögliche Um-
verteilungseffekte in den Verflechtungsbereichen geachtet werden. Weitere Risi-
ken für den Bestand und Erreichbarkeit bestehender zentralörtlicher Einrichtun-
gen in diesen Bereichen müssen ausgeschlossen werden können. 
 
Erreichbarkeitsdefizite, welche eine eigene zentralörtliche Einstufung ggf. sogar 
bei erkennbaren Minderauslastungen der entsprechenden Einrichtungen begrün-
den können (vgl. Begründung zu LEP 2.5.11), lassen in keinem Teilraum der Regi-
on Südlicher Oberrhein einen Bedarf für weitere Aufstufungen oder Neufestle-
gungen von Zentralen Orten erkennen. 
 
4.3 Unterscheidung Klein- und Unterzentren 
 
Die im Landesentwicklungsplan explizit genannten Merkmale zur Differenzierung 
zwischen Klein- und Unterzentren (vgl. LEP 2.5.10 und 2.5.11 samt Begründung) 
mögen formal vergleichsweise gering sein, lassen aber wichtige Unterschiede 
erkennen. 
 
 Kleinzentren (LEP 2.5.11) Unterzentren (LEP 2.5.10) 

Entwick-
lungsziel 

… sollen als Standorte von zentralörtli-
chen Einrichtungen der Grundversor-
gung so entwickelt werden, dass sie 
den häufig wiederkehrenden überörtli-
chen Bedarf ihres Verflechtungsbe-
reichs decken können. 

… sollen als Standorte von Einrichtungen 
und Arbeitsplätzen so entwickelt werden, 
dass sie auch den qualifizierten, häufig wie-
derkehrenden Bedarf eines Verflechtungsbe-
reichs der Grundversorgung decken können. 

Verflech-
tungsbe-
reich 

… sollen in der Regel mindestens 8.000 
Einwohner umfassen. 

… sollen im Ländlichen Raum mindestens 
10.000 Einwohner umfassen. 

Die erforderliche Bevölkerungszahl im 
Verflechtungsbereich kann je nach den 
siedlungsstrukturellen Gegebenheiten 
erheblich schwanken. Im Regelfall sol-
len die Verflechtungsbereiche von 
Kleinzentren im Ländlichen Raum mehr 
als 8.000 Einwohner haben. Diese Grö-
ße kann in Ausnahmefällen bis zu einer 
Schwelle von 5.000 Einwohnern unter-
schritten werden, wenn der nächste 
Zentrale Ort unzumutbar entfernt ist. 

Ein über die übliche Grundversorgung hin-
ausreichender Verflechtungsbereich, der 
häufig auch noch benachbarte Kleinzentren 
umfasst. Im Ländlichen Raum ist deshalb 
regelmäßig eine Einwohnerzahl von mehr 
als 10.000 Einwohnern im Verflechtungsbe-
reich erforderlich, um die Tragfähigkeit für 
die Ausstattung eines Unterzentrums zu 
gewährleisten. In Verdichtungsräumen 
muss die Einwohnerzahl entsprechend hö-
her liegen. 

Ausstat-
tung 

Grund- und Hauptschule, Einrichtungen 
der Jugend- und Erwachsenenbildung, 
Bücherei, 
Ärzte und Apotheke, 
Sportplatz und Sporthalle, 
Kreditinstitut bzw. -filialen, 
handwerkliche Dienstleistungsbetriebe, 

Weiterführende allgemeinbildende Schulen 
(Realschule, Gymnasium), 
mehrere praktische Ärzte sowie Fachärzte 
und Zahnärzte, Krankenhaus der Ergän-
zungs- und der Grundversorgung, 
Sportplatz mit Leichtathletikanlagen, Sport- 
und Festhalle, 
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 Kleinzentren (LEP 2.5.11) Unterzentren (LEP 2.5.10) 

Einzelhandelsgeschäfte, 
Anbindung an den öffentlichen Nahver-
kehr, 
ausreichendes Angebot an Arbeitsplät-
zen. 
Es handelt sich grundsätzlich um Ein-
richtungen, die mehr als die tägliche 
örtliche Versorgung übernehmen, einen 
größeren Benutzerkreis voraussetzen 
und deshalb nicht in jeder Gemeinde 
vorgehalten werden können. 

mehrere Kreditinstitute, 
Dienstleistungsbetriebe, 
Fachgeschäfte guter Auswahlmöglichkeit. 
… müssen eine gewisse Vielfalt in der Aus-
stattung mit überörtlichen Einrichtungen 
und im Angebot von Dienstleistungen und 
Arbeitsplätzen aufweisen. Von den Kleinzen-
tren unterscheiden sie sich vor allem durch 
die qualifiziertere Ausstattung in der Grund-
versorgung und durch die damit verbunde-
nen Ergänzungsfunktionen in Teilbereichen 
der mittelzentralen Versorgung.  

Quelle: LEP 2.5.10 und 2.5.11; kursiv: Begründung zu LEP 2.5.10 und 2.5.11. 
 
Auch der Blick auf die heutigen Festlegungen im Regionalplan Südlicher Ober-
rhein offenbart entscheidende Größenunterschiede – insbesondere in Bezug auf 
den jeweiligen Verflechtungsbereich, der bei Unterzentren durchschnittlich mehr 
als doppelt so groß ist. 
 

Durchschnitt aller      Kleinzentren Unterzentren 

Einwohner im Zentralen Ort   7.300 12.400 
Beschäftigte im Zentralen Ort   2.100   3.600 
Einwohner im Verflechtungsbereich   8.800 20.000 
Gemeinden im Verflechtungsbereich   1,6   3,9 
 
4.4 Veränderte Rahmenbedingungen 
 
Die demografischen und sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen, welchen die 
aktuelle Gesamtfortschreibung des Regionalplans unterliegt, unterscheiden sich 
teilweise erheblich von jenen Mitte der 1990er Jahre. Im Hinblick auf Ausgestal-
tung und Bedeutung des Zentrale-Orte-Konzepts sind folgende Veränderungen 
hervorzuheben: 

• Gestiegene Mobilität: Durch den Aus- und Neubau der Verkehrsinfrastruktur, 
ein verbessertes ÖPNV-Angebot sowie eine höhere PKW-Verfügbark haben die 
Möglichkeiten für eine überörtliche Lebensweise in den letzten Jahrzehnten 
stark zugenommen. Durch Schließung wohnortnaher Einzelhandelsbetriebe, 
hohe Immobilien- und Mietpreise in den Großstädten, Standortverlagerungen 
von Unternehmen u. a. hat die Zahl der jährlich zurückgelegten Kilometer je-
doch auch unbeabsichtigt weiter zugenommen. Entsprechend haben sich 
räumliche Verflechtungen intensiviert und die Mehrfachorientierung der Bevöl-
kerung auf verschiedene Zentrale Orte hat zugenommen. Die klare Zuordnung 
von Zentralem Ort und Verflechtungsbereich wird schwieriger. 

• Demografischer Wandel: Die Region Südlicher Oberrhein kann insgesamt 
noch vergleichsweise hohe Bevölkerungszuwächse verzeichnen (zuletzt etwa 
+0,3 % pro Jahr). Dieses Wachstum verteilt sich jedoch innerhalb der Gesamt-
region wie auch innerhalb der Mittelbereiche recht ungleich. Diese Entwick-
lung wird überlagert von starken Veränderungen in der Altersstruktur, welche 
im Hinblick auf die zentralörtlich relevante Tragfähigkeit der Verflechtungsbe-
reiche von höherer Relevanz ist: Einer Zunahme der Senioren, insbesondere 
der Über-80-Jährigen, steht eine sinkende Zahl an Schulpflichtigen und Unter-
40-Jährigen gegenüber. 



8 

 

• Grenzüberschreitende Verflechtungen: Bedingt durch die weitere europäische 
Integration und die vermehrte alltägliche Wahrnehmung der Trinationalen Met-
ropolregion Oberrhein als gemeinsamen Lebens-, Wirtschafts- und Kulturraum 
haben sich die grenzüberschreitenden Verflechtungen in den letzten Jahren 
spürbar ausgeweitet. Die Zahl der Grenzgänger, der Wanderungsbeziehungen 
zwischen der Region und dem Elsass sowie insbesondere der wechselseitige 
Einkaufsverkehr zeigen dies. 

• Infrastrukturausstattung: Zur Ausstattung mit Einzelhandels-, Bildungs-, Ge-
sundheits- und Freizeiteinrichtungen sowie sonstigen Dienstleistungen liegen 
der Verbandsgeschäftsstelle nur wenige raumbezogene Informationen vor. Als 
Tendenz erkennbar ist der Rückgang kleinflächiger Einzelhandelsbetriebe so-
wie eine weitere Konzentration von Krankenhausstandorten. Auch bei Grund- 
und weiterführenden Schulen wird mit (weiteren) Standortschließungen zu 
rechnen sein, wenngleich hier aufgrund der öffentlichen Trägerschaft – z. B. 
durch Änderung der Schulform – noch Möglichkeiten zum Erhalt dezentraler 
Standorte bestehen. 
 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass keine gesamtregionalen Ent-
wicklungen eingetreten sind, die eine umfassende Neuaufstellung des Zentrale-
Orte-Konzepts verlangen würden oder für sich genommen die Aufstufung einzel-
ner Gemeinde begründen könnten. Der Anspruch, den bisher formulierten typi-
schen Ausstattungskatalog (s. Ziff. 4.3) langfristig vollumfänglich in jedem Klein- 
bzw. Unterzentrum aufrecht zu erhalten, kann bereits heute nicht mehr erfüllt 
werden. Vielmehr ist anzuerkennen, dass sich die alltäglichen Lebensweisen der 
Bevölkerung sowie die Standortanforderungen von Unternehmen – nicht nur in 
den verdichteten Bereichen – kaum mehr mit einem System aus Zentralem Ort 
und Verflechtungsraum (noch dazu mit festen Außengrenzen) abbilden lassen.  
 
5. Gesamtbewertung der Anträge und Gutachten 
 
Die Gutachten der LBBW Immobilien Kommunalentwicklung GmbH, welche die 
fünf vorliegenden Anträge fundieren, sind für die Bewertung eine wichtige, den-
noch keine abschließende Grundlage. In den Gutachten ist eine breite Palette von 
Indikatoren über funktionalen Verflechtungen und Ausstattung der antragstellen-
den Städte und Gemeinden aufbereitet. Die Gutachten können daher – auch un-
abhängig der beantragten Aufstufung – wertvolle Hinweise für die kommunale 
und die regionale Planungsebene geben. Für die Bewertung der Aufstufungsan-
träge (s. Ziff. 6) sind aus Sicht der Verbandsgeschäftsstelle jedoch weitere, vor 
allem raumordnerischen Kriterien zu betrachten. Auch ist die Aussagekraft man-
cher in den Gutachten und begleitenden Schreiben aufbereiteten Indikatoren zu 
hinterfragen. 
 
5.1 Regionalplanerische Erforderlichkeit und Eignung 
 
Ausgangspunkt jeder regionalplanerischen Festlegung ist Frage nach deren Er-
forderlichkeit: Inwiefern ist die Aufstufung regional bedeutsam (vgl. § 11 Abs. 3 
LplG)? Welche überörtliche Entwicklungsaufgabe geht mit der beantragten zent-
ralörtlichen Aufstufung für die Gemeinde einher? Welche planerischen Entwick-
lungsabsichten hegt die Gemeinde in Verbindung mit der Aufstufung? Hierzu lie-
gen in den Gutachten oder den begleitenden Antragsschreiben keine Aussagen 
vor. Eine nennenswerte Ausnahme bildet die Erwartung, über die heutige Mög-
lichkeit hinaus, großflächige Einzelhandelsbetriebe auf eigener Gemarkung reali-
sieren zu können. Befürchtungen über mögliche Nachteile einer Nicht-Aufstufung 
sind nicht konkretisiert worden. 
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Sowohl die Festlegung weiterer Zentraler Orte als auch deren Aufstufung kann 
einen Beitrag zur Sicherung und Entwicklung nachhaltiger Siedlungs- und Ver-
sorgungsstrukturen in der Region leisten. Die mehrfach angeführte Begründung, 
die Aufstufung der eigenen Gemeinde würde auch einen Beitrag zur Stärkung des 
nächstgelegenen Mittelzentrums leisten, ist dagegen nicht nachvollziehbar. An-
gesichts begrenzter „Verteilungsmassen“ (Kunden, Schüler, Schwimmbadbesu-
cher etc.) kann im Einzelfall auch die gegenteilige Entwicklung nicht ausgeschlos-
sen werden.  
 
Die Eignung der Gemeinde als Zentraler Ort wird vielfach mit „ausreichenden 
Flächenpotenzialen“ begründet, „so dass Wanderungsgewinne zu erzielen sind 
und Unternehmen angesiedelt werden können“. Ein solcher Zusammenhang ist 
in dieser Weise (wie entsprechend auch in umgekehrter Richtung: Abstufung bei 
fehlenden Entwicklungsflächen oder bei Bevölkerungsrückgängen) sachlich nicht 
gerechtfertigt und würde sowohl dem Auftrag des Zentrale-Orte-Konzepts 
(s. oben Ziff. 3.1) als auch dem Anspruch einer ausgewogenen Entwicklung in 
allen Teilräumen der Region zuwider laufen. 
 
5.2 Raum- und Siedlungsstruktur, Erreichbarkeit 
 
Für die Bewertung der zentralörtlichen Bedeutung und Eignung sind sowohl 
überörtliche Raumstrukturen als auch die kleinräumigen Siedlungsstrukturen und 
das funktionale Gefüge innerhalb der antragstellenden Gemeinden zu betrachten. 
Handelt es sich um eine Flächengemeinde mit mehreren Ortsteilen oder einen 
einzigen kompakten Siedlungsbereich, liegt ein mit Nachbargemeinden zusam-
menhängender Siedlungskörper vor, ggf. sogar mit gemeindeübergreifend ge-
nutzten Verkehrs- und Versorgungseinrichtungen? Darüber hinaus ist zu klären, 
inwiefern eine räumliche Konzentration der zentralörtlichen Funktionen innerhalb 
des Siedlungsgefüges vorliegt (vgl. LEP 2.5.3). Diese Punkte haben in den Gut-
achten wenig Berücksichtigung gefunden. 
 
Für die Eignung einer Gemeinde als Zentraler Ort ist deren verkehrliche Erreich-
barkeit aus dem Versorgungsbereich von hoher Bedeutung: „Eine ausreichende 
Verkehrsinfrastruktur und -bedienung sind entscheidende Grundlagen einer funk-
tionierenden zentralörtlichen Versorgung und einer intakten regionalen Sied-
lungsstruktur [… sowie] wesentliche Voraussetzungen für eine gute Erreichbarkeit 
der Zentralen Orte für die Bevölkerung aus den Verflechtungsbereichen“ (Be-
gründung zu LEP 2.5.9, vgl. auch Begründung zu LEP 4.1.16). In den Gutachten 
sind keine Angaben über Entfernungen, Fahrzeiten, Erreichbarkeiten und Ver-
kehrsangebote zwischen dem zentralen Siedlungs- und Versorgungskern und 
dem Verflechtungsbereich herausgearbeitet worden. Auch auf die Funktion der 
Zentralen Orte als „maßgebliche Verknüpfungs- und Knotenpunkte des Nah-, Re-
gional- und oft auch Fernverkehrs und somit wichtige Glieder des räumlichen 
Grundgerüsts für die Siedlungsentwicklung“ (Begründung zu LEP 2.5.1) wurde in 
den Gutachten nur pauschal eingegangen. 
 
5.3 Demografische und sozioökonomische Entwicklung 
 
Die antragstellenden Gemeinden argumentieren in ihren Aufstufungsanträgen mit 
den jeweiligen (registrierten und erwarteten) Bevölkerungs- und Beschäftigungs-
zuwächsen. Wie das Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg als Oberste 
Landesplanungsbehörde bereits im Rahmen des Regionalplanänderungsverfah-
rens 2002 mitgeteilt hat, stellt die „Entwicklungsdynamik [… einer Gemeinde] 

(DS VVS 23/02) 
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keinen hinreichenden Grund dar, die Gemeinde zum Unterzentrum aufzustufen. 
Die regionalplanerischen Entwicklungsvoraussetzungen […] sind bereits durch 
die Ausweisung eines Siedlungsbereichs und eines Gewerbestandorts im Regio-
nalplan gegeben“ (vgl. auch Anlage 1, Nr. 15). 
 
Auch andere in den Gutachten aufgeführte Faktoren der lokalen „Entwicklungs-
dynamik“ (Bevölkerungsvorausrechnung, Wohnungsbau, Baulandpreise u. a.) 
stehen in keinem Zusammenhang mit der Ausweisung Zentraler Orte. Schon um 
den entsprechenden Umkehrschluss (Abstufung aufgrund von Bevölkerungs-
rückgängen) nicht zuzulassen, bleiben diese Faktoren in der Bewertung der Ver-
bandsgeschäftsstelle unberücksichtigt. 
 
5.4 Ausstattung 
 
Die Gutachten legen für alle antragstellenden Städte und Gemeinden deren Aus-
stattung dar. Dabei wird auf die im Landesentwicklungsplan (Begründung zu LEP 
2.5.10 und 2.5.11) genannte „Darstellung typischer unter- bzw. kleinzentraler Ein-
richtungen“ Bezug genommen. Es fällt jedoch auf, dass nicht der „qualifizierte 
Bedarf“ bzw. Einrichtungen von überörtlicher Bedeutung im Mittelpunkt der Ar-
gumentation stehen, sondern das vorhandene Waren- und Dienstleistungsange-
bot für den täglichen Bedarf, z. B. Lebensmittelmärkte, Bäcker, Metzger. In Teilen 
wird hierbei sogar seitens des Gutachters bereits heute ein „Überhang an Ver-
kaufsflächen bei den täglichen Bedarfsgütern“ festgestellt. Diese sind jedoch Teil 
der Grundversorgung und somit in allen Städten und Gemeinden möglichst woh-
nungsnah zu sichern und kein Merkmal Zentraler Orte.  
 
Von allen antragstellenden Gemeinden werden auch gänzlich fachfremde Merk-
male – Kindertagesstätten, Kinderferienprogramm, Seniorenwohnanlage, Alten-
pflegeeinrichtung, Behindertenwerkstätte, Weihnachtsmarkt, Sommerkonzerte, 
Badesee, Hafen, Wanderwege, Flughafennähe, Verkaufsstellen und Selbstver-
markter landwirtschaftlicher Produkte u. v. a. m. – angeführt. Diese sind, ebenso 
wie die dargelegten kommunalpolitische Verbindungen, Städtepartnerschaften, 
Verbandsmitgliedschaften, für die zentralörtliche Bedeutung irrelevant und kön-
nen zur Prüfung und Bewertung der Aufstufungsanträge nicht herangezogen 
werden. 
 
Aus Sicht der Verbandsgeschäftsstelle ist nochmals zu bekräftigen, dass die Auf-
stufung einer Gemeinde im Rahmen des Zentrale-Orte-Konzepts, nicht davon 
abhängt, „die für ein Unterzentrum nötige Ausstattung zu erfüllen“. Diese Aussa-
ge des Gutachters und der Antragsteller verkennt, dass die Festlegung der Zent-
ralen Orte ein planerisches Konzept zur Sicherung und Weiterentwicklung der 
regionalen Siedlungs- und Versorgungsstruktur darstellt. Diese raumordnerische 
Absichtserklärung ist nicht mit einer Prädikatisierung vergleichbar, wie sie bspw. 
im Bereich des Tourismus erfolgt. 
 
5.5 Verflechtungen, Verflechtungsbereich  
 
Die Gutachten weisen über verschiedene Verflechtungsindikatoren (Herkunft der 
Beschäftigten, der Schüler sowie der Nutzer von Freizeiteinrichtungen) nach, dass 
Einrichtungen von überörtlicher Bedeutung bestehen. Darauf aufbauend wird für 
jede der antragstellenden Gemeinden ein Verflechtungsbereich – teilweise als 
„Einzugsgebiet“ bezeichnet, teilweise in „engeren“ und „weiteren Verflechtungs-
raum“ unterschieden – abgeleitet.  
 

(Anlage 1) 
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Die Erhebungen der Herkunft der Nutzer wie auch die Abgrenzung des Verflech-
tungsraums erfolgt weitgehend allein aus der Perspektive der antragstellenden 
Gemeinde. Gerade in Bezug auf die überörtlichen Verflechtungen wäre es jedoch 
erforderlich, beide Fließrichtungen aufzuzeigen: Die Zahl der Einpendler aus einer 
Nachbargemeinde kann nicht interpretiert werden, ohne auch die Zahl der in um-
gekehrter Richtung pendelnden Beschäftigten zu kennen. Auch die überörtliche 
Bedeutung einer Einrichtung kann erst dann richtig eingeschätzt werden, wenn 
Aussagen über vergleichbare Einrichtungen im Verflechtungsbereich vorliegen. 
(So heißt es bspw. im Gutachten für die Gemeinde Teningen, dass von den 484 
aktiven Lesern der örtlichen Bibliothek 60 aus benachbarten Gemeinden kom-
men, darunter 9 aus Emmendingen. Unabhängig von der Frage, ob diese Grö-
ßenordnung es überhaupt zulässt, eine überörtliche Funktion festzustellen, lässt 
sich die Angabe nur richtig deuten, wenn auch die umgekehrte Relation bekannt 
ist: Die Stadtbibliothek Emmendingen hat nach eigenen Angaben 4.475 aktive 
Leser, darunter 327 aus Teningen.) 
 
5.6 Tragfähigkeit der Verflechtungsbereiche 
 
Die Erhebung der Ausstattung wurde in den Gutachten im Regelfall nur auf die 
antragstellende Gemeinde bezogen. (Von der Stadt Rheinau wurden entspre-
chende Erhebungen für den französischen Teil des Verflechtungsraums nachge-
liefert.) Angaben über das Vorkommen vergleichbarer Einrichtungen in benach-
barten Städten und Gemeinden bzw. im Verflechtungsbereich wurden nicht ge-
macht. Somit können aus den Gutachten keine Rückschlüsse über Versorgungs-
defizite und Auslastung einerseits oder Funktionsteilungen zwischen den Orten 
im Verflechtungsbereich abgeleitet werden. 
 
Tendenziell ist bei allen Arten zentralörtlicher Einrichtungen (Schulen, Supermärk-
te, Krankenhäuser etc.) mit weniger Standorten und vergrößerten Einheiten bzw. 
Einzugsbereichen zu rechnen. Hierfür können sowohl rückläufige Nutzerzahlen 
ausschlaggebend sein als auch angebotsseitige Änderungen (z. B. Ausdifferenzie-
rung des Schulangebots). In den Gutachten sind nur wenige Hinweise zur Auslas-
tung der vorhandenen Einrichtungen („Gymnasium soll noch ausgebaut werden“) 
und zur Tragfähigkeit der Verflechtungsbereiche (Bevölkerungswachstum) gege-
ben worden. 
 
5.7 Methodik: Vergleich 
 
Zur Begründung der Aufstufung wird in den Gutachten regelmäßig ein Vergleich 
der Zentralen Orte einer Stufe untereinander angestellt. Dieses Vorgehen ist nicht 
adäquat, weil den bisherigen Festlegungen keine einheitliche Systematik oder 
gleiche Ausgangsgrößen zugrunde lagen, sondern (auch) regionalpolitische und 
raumordnerische Zielsetzungen. Dies zeigt beispielsweise die Aufstufung 
Breisachs zum Mittelzentrum im Jahr 2002: Die spezifischen vom Land als Plan-
geber im Landesentwicklungsplan (LEP 6.2.3.4 Abs. 2) formulierte Entwicklungs-
aufgaben für die Stadt Breisach begründen die Aufstufung, nicht der Vergleich zu 
anderen (zudem fast ausnahmslos größeren) Mittelzentren. Ein vergleichbares 
Vorgehen kam 2002 auch für die Festlegung der Stadt Offenburg als Oberzentrum 
zum Tragen (vgl. LEP 6.2.3.3 und Begründung zu LEP 2.5.8.). Für die aufstu-
fungswilligen Gemeinden wurden seitens der Antragsteller oder in den Gutachten 
keine regionalbedeutsamen Entwicklungsaufgaben herausgearbeitet (vgl. 
Ziff. 5.1). 
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Mit dem Vergleich der Zentralen Orte untereinander werden – rückblickend 
durchaus erklärbare – Unstimmigkeiten des heutigen Zentrale-Orte-Konzepts auf-
gedeckt. Er liefert jedoch nur wenige Anhaltspunkte und Begründungen für eine 
regionalplanerische Bewertung der Aufstufungsanträge, da raum- und siedlungs-
strukturelle Faktoren (bspw. eine Differenzierung von Verdichtungsräume und 
Ländlichen Räume) sowie der jeweilige Verflechtungsbereich dabei vollkommen 
außer Acht geblieben sind. Der Vergleich bezieht sich zudem nur auf den Zentra-
len Ort selbst: die Verflechtungsbereiche der Klein- und Unterzentren werden 
weder miteinander verglichen noch wird der Bedeutungsüberschuss des Zentra-
len Orts durch einen Vergleich mit den Gemeinden des Verflechtungsbereich do-
kumentiert.  
 
5.8 Methodik: Zentralitätsmessung 
 
Die Gutachten legen der Berechnung der Einzelhandels- und Dienstleistungszent-
ralitäten die sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in der jeweiligen Branche 
zugrunde. Die Aussagekraft dieses Vorgehens ist eingeschränkt, da schon die 
Abgrenzung der relevanten Gruppen nicht korrekt möglich ist. In der Statistik der 
Bundesagentur für Arbeit werden jeweils ganze Betriebe klassifiziert. Die Gruppe 
der Beschäftigten „im Einzelhandel“ umfasst daher auch Arbeitnehmer und sogar 
ganze Betriebe, die nichts mit dem Verkauf an den Endverbraucher (und damit 
nichts mit einer Versorgungsleistung) zu tun haben. Welcher Teil der Beschäftig-
ten tatsächlich eine örtlich verfügbare Ware oder Dienstleistung anbietet, bleibt 
offen. Darüber hinaus vernachlässigt diese Methodik vollständig die Unterschei-
dung zwischen (auch außerhalb der Zentralen Orte zu sichernden) Grundbedarfen 
wie Lebensmitteln und dem (für ein Unterzentrum gemäß LEP 2.5.10 relevanten) 
„qualifizierten Bedarf“ bzw. den seltener nachgefragten Produkten und Dienstleis-
tungen. 
 
Eine belastbarere Aussage zur Einzelhandelszentralität hätte aus Sicht der Ver-
bandsgeschäftsstelle die Erhebung der Kaufkraftzu- und -abflüsse erfordert, wie 
dies auch im Rahmen von Einzelhandelsgutachten üblich ist. 
 
6. Einzelbewertung1 
 
Aufgrund der gewählten Methodik (insb. der Zentralitätsmessung auf Grundlage 
der Beschäftigten) und fehlender Angaben zur Raum- und Siedlungsstruktur so-
wie zur Ausstattung der Gemeinden im Verflechtungsbereich stellen die einge-
gangenen Gutachten und Begleitschreiben für sich keine hinreichende Basis dar, 
die raumordnerische Erforderlichkeit und Eignung der Aufstufungsanträge der 
fünf Städte und Gemeinde zu bewerten. In den folgenden Einzelbewertungen 
wurden die Ergebnisse der Gutachten daher vor allem um eine überörtliche und 
regionalplanerische Perspektive ergänzt. Im Einzelnen wurden erfasst: 

• Raum- und Siedlungsstruktur, 
• Verflechtungsraum, 
• Erreichbarkeit / Verkehr, 
• Ausstattung sowie 
• Stellungnahmen benachbarter Städte und Gemeinden. 

                                                 
1 Reihenfolge: - beantragte Unterzentren alphabetisch 

- beantragtes Kleinzentrum 
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In Bezug auf die Anträge der Stadt Neuenburg am Rhein sowie der Stadt Rheinau 
waren zusätzlich die grenzüberschreitende Verflechtungen in die Bewertung ein-
zubeziehen. 
 
6.1 Antrag der Stadt Heitersheim auf Ausweisung als Unterzentrum 
 
Raum- und Siedlungsstruktur 

Heitersheim, 6.100 Einwohner, liegt an der Landesentwicklungsachse Freiburg – 
Basel zwischen dem Mittelzentrum Müllheim und dem Mittelzentrum Bad Krozin-
gen/Staufen, welches sich unmittelbar nördlich anschließt. Auch alle Gemeinden 
des möglichen Verflechtungsbereichs (s. u.) grenzen selbst unmittelbar an die 
Stadt Bad Krozingen oder die Stadt Staufen im Breisgau an. Da Heitersheim nur 
einen kleinen abgesetzten Ortsteil (Gallenweiler, ca. 500 Einwohner) aufweist, ist 
die Innenstadt als Nahversorgungszentrum für rund 5.500 Einwohner fußläufig 
erreichbar und daher entsprechend gut ausgestattet und belebt.  
 
Verflechtungsraum 

Der Verflechtungsraum des Zentralen Orts Heitersheim umfasst gemäß Regional-
plan 1980 die Gemeinden Ballrechten-Dottingen, Eschbach sowie Heitersheim 
und entspricht damit der Verwaltungsgemeinschaft. Aufgrund der guten verkehr-
lichen Erreichbarkeit könnte auch die Gemeinde Sulzburg – im Regionalplan 1980 
zu Müllheim gerechnet – als Teil des Verflechtungsraums gesehen werden. Da 
sowohl Eschbach als auch Ballrechten-Dottingen jedoch auch starke Verflechtun-
gen über die Mittelbereichsgrenze nach Bad Krozingen bzw. Staufen aufweisen 
(vgl. Antrag der Gemeinde Eschbach auf Zuordnung zum Verflechtungsbereich 
des Mittelzentrums Bad Krozingen/Staufen vom 21.09.2012), wird hier auf eine 
Vergrößerung des Verflechtungsbereichs Heitersheim verzichtet. Für den Nahbe-
reich von Heitersheim kann somit – rechnerisch, unabhängig der Einstufung als 
Klein- oder Unterzentrum – von rund 10.800 Einwohnern ausgegangen werden. 
 
 Stadt Heitersheim möglicher Nahbereich* 

Einwohner (31.12.2011)   6.092 10.803 
Beschäftigte (30.06.2011)   2.159   3.468 
Raumkategorie (LEP 2002) Ländlicher Raum i. e. S. Ländlicher Raum i. e. S. 

* nur zu Analysezwecken; bestehend aus drei Gemeinden: Ballrechten-Dottingen, 
Eschbach, Heitersheim. 
 
Erreichbarkeit / Verkehr 

Heitersheim verfügt über einen überörtlich bedeutsamen Bahnhof an der Rhein-
talbahn, der eine Knotenfunktion (Bus, Bike & Ride, Park & Ride) für die Gemein-
den Ballrechten-Dottingen, Sulzburg und Eschbach (einschließlich Gewerbepark 
Breisgau) sowie für den Neuenburger Ortsteil Grißheim ausübt. Im Individualver-
kehr ist eine ähnliche Funktion aufgrund der parallel zur B 3 verlaufenden Straßen 
(A 5, L 125, L 134) nicht ausgeprägt. Die maximale Entfernung aus den Gemein-
den des o. g. Verflechtungsbereichs in den Kernort von Heitersheim beträgt 4 km. 
 
Ausstattung 

Zahlreiche der im Landesentwicklungsplan genannten typischen unterzentralen 
Einrichtungen sind in Heitersheim vorhanden. Die Einzelhandelsausstattung so-
wie einzelne vorhandene Dienstleister und Kultureinrichtungen erfüllen hierbei 
auch den Anspruch, den „qualifizierten, häufig wiederkehrenden überörtlichen 
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Grundbedarf“ zu decken. Im Bereich der täglichen Bedarfsgüter stellt der Gutach-
ter einen deutlichen „Überhang“ an Verkaufsfläche fest (Gutachten Heitersheim, 
S. 42). Auffällig im Bereich Bildung ist das Fehlen eines Gymnasiums (in Heiters-
heim wie in den Gemeinden des o. g. Verflechtungsbereichs). 
 
Stellungnahmen benachbarter Städte und Gemeinden 

Drei Gemeinden (Ballrechten-Dottingen, Neuenburg am Rhein, Sulzburg) stim-
men dem Antrag der Stadt Heitersheim auf Aufstufung zum Unterzentrum zu. Die 
Stadt Staufen im Breisgau erklärt sich grundsätzlich einverstanden. Die Stadt 
Sulzburg weist darauf hin, dass die im Gutachten verwendete Abgrenzung des 
Verflechtungsbereichs (inkl. Sulzburg) nicht den räumlichen Umgriffen des Ver-
waltungsraums entspricht. Von Bad Krozingen und Buggingen liegen keine Stel-
lungnahme vor; für die Gemeinde Eschbach war eine Stellungnahme nach eige-
nem Bekunden nicht möglich. 

Die Stadt Müllheim verweist in ihrer Stellungnahme auf die bisherige Position aus 
dem Regionalplan 1995. Dort heißt es in der Erläuterung zum Kapitel Zentrale 
Orte: „Wenn die Tragfähigkeit der zentralen Einrichtungen durch eine bedarfsge-
rechte Festlegung der Zentralen Orte verschiedener Stufen gesichert werden soll, 
kann es künftig unter den herrschenden Gegebenheiten nicht mehr um eine Ver-
dichtung des Netzes der Zentralen Orte gehen, vielmehr bedarf es ganz erhebli-
cher Anstrengungen, wenigstens die bisherigen Zentralen Orte der Zahl nach zu 
erhalten und diese qualitativ auszubauen.“ Es sei daher die grundsätzliche Frage 
zu stellen, welche Anzahl Zentraler Orte die Region „verträgt, ohne die Erreichung 
der selbst gesetzten Ziele zu gefährden“. Die Effektivität und Ressourcen-
schonende Wirkung des Zentrale-Orte-Konzepts liege darin, dass Parallelstruktu-
ren vermieden werden. Die Aufstufung der Stadt Heitersheim zum Unterzentrum 
(wie auch der Stadt Neuenburg am Rhein, s. u.) könne jedoch genau dazu führen. 
 
Bewertung der Verbandsgeschäftsstelle 
 
Die vergleichsweise kleine Einwohnerzahl der Stadt Heitersheim stellt eine Aus-
weisung als Unterzentrum nicht grundsätzlich in Frage, da es sich um eine kom-
pakte Siedlungsstruktur handelt und die Stadt eine vergleichsweise gut ausge-
stattete Innenstadt vorweisen kann. Dennoch wäre Heitersheim – mit einer selbst 
für Kleinzentren weit unterdurchschnittlichen Bevölkerungsgröße – das mit Ab-
stand kleinste Unterzentrum der Region. Die Aufstufung würde somit zu einer 
weiteren Auflösung der Unterschiede zwischen Klein- und Unterzentren beitra-
gen. Auch wären die Unterzentren untereinander noch weniger vergleichbar. 
 
Für die Gemeinden Eschbach, Ballrechten-Dottingen und Sulzburg erfüllt Heiters-
heim zweifelsfrei überörtliche Funktionen. Durch die Knotenfunktion des Bahn-
hofs Heitersheim ist auch die Stadt insgesamt gut aus dem gesamten Verflech-
tungsbereich erreichbar. Aufgrund des unmittelbar nördlich angrenzenden Mittel-
zentrums Bad Krozingen/Staufen sind die funktionalen Bezüge von Ballrechten-
Dottingen, Eschbach und Sulzburg jedoch nicht eindeutig auf Heitersheim ausge-
legt.  
 
Die im Landesentwicklungsplan genannte Mindestgröße für den Verflechtungsbe-
reich von Unterzentren im Ländlichen Raum wird formal erreicht. Wie der Regio-
nalverband jedoch bereits 2001 in seiner Stellungnahme zum Landesentwick-
lungsplan formuliert hat, ist der Mittelbereich Müllheim „eher als Verdichtungsbe-
reich […] anzusehen und von daher der Randzone des Verdichtungsraums Frei-
burg“ zuzuordnen. Diese Einschätzung gilt heute, insbesondere für die Bereiche (DS VVS 03/01) 
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entlang der Rheintalbahn und der B 3, aufgrund der überdurchschnittlichen Be-
völkerungs- und Beschäftigungszuwächse umso mehr. Für die Tragfähigkeit un-
terzentraler Einrichtungen ist daher ein Wert deutlich oberhalb der 10.000 Ein-
wohner anzunehmen. Dieser wird im Fall Heitersheim nicht erreicht. 
 
Der festgestellte Verkaufsflächenüberhang bei Waren des täglichen Bedarfs gibt 
Anlass zu der Feststellung, dass zur Sicherung und der Grundversorgung offen-
sichtlich keine Aufstufung zum Unterzentrum erforderlich ist. Vielmehr ist – unab-
hängig der zentralörtlichen Funktion – jeder weitere Ausbau des Einzelhandels-
standorts auf mögliche Beeinträchtigungen der verbrauchernahen Versorgung 
der Bevölkerung in anderen Gemeinden zu prüfen (vgl. Teilfortschreibung Einzel-
handelsgroßprojekte, Plansatz 2.6.9.3). Ein Entwurf der im Fall der Aufstufung 
erforderlichen gebietskonkreten Festlegung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten 
für Einzelhandelsgroßprojekte findet sich in Anlage 2. 
 
Die seitens der Stadt Müllheim aufgeworfene Frage nach einer Gesamtbetrach-
tung ist insbesondere für den Raum südlich des Oberzentrums Freiburg gerecht-
fertigt. Mit der Aufstufung der Städte Bad Krozingen und Staufen im Breisgau 
zum gemeinsamen Mittelzentrum hat die Landesplanung 2002 eine Neugliede-
rung vorgenommen. Die Entwicklungen der letzten Jahre zeigen, dass – trotz ge-
stiegener Bevölkerungszahlen – schon diese Änderungen das Ringen um den 
Ausbau oder den Erhalt jeglicher Einrichtungen von überörtlicher Bedeutung eher 
verstärkt hat. Die Festlegung eines weiteren Unterzentrums, dazu genau im 
Schnittbereich zwischen den Mittelzentren Müllheim und Bad Krozingen/Staufen 
gelegen, könnte diese Situation weiter verschärfen und somit in die Funktionsfä-
higkeit der Mittelzentren eingreifen. 
 
Die im rechtsgültigen Regionalplan 1995 enthaltene Einstufung der Stadt 
Heitersheim als Kleinzentrum erscheint auch heute sachgerecht. 
 
 
6.2 Antrag der Stadt Neuenburg am Rhein auf Ausweisung als Unterzentrum 
 
Raum- und Siedlungsstruktur 

Neuenburg am Rhein, am südwestlichen Rand der Region gelegen, setzt sich aus 
der Kernstadt (ca. 8.400 Einwohner) und drei Stadtteilen (Grißheim, Steinenstadt, 
Zienken) zusammen. Die Kernstadt fungiert als klarer Siedlungs- und Versor-
gungsschwerpunkt der Gemeinde, weist jedoch – im Vergleich mit anderen Städ-
ten dieser Größenordnung – keine ausgeprägte Innenstadtlagen auf. Während es 
bis zum Stadtteil Grißheim rund 8 km sind, liegt der Bahnhof Müllheim nur rund 
3 km, die Innenstadt des Mittelzentrums nur rund 5 km vom Stadtkern Neuen-
burgs entfernt. Die räumliche Nähe sowie die gut ausgebauten Verkehrsbezie-
hungen (Regionalbahn, Linienbus, B 378, K 4946) haben zu starken Verflechtun-
gen der beiden Städte geführt. 
 
 Stadt Neuenburg am Rhein möglicher Nahbereich* 

Einwohner (2011, F 2009) 12.172 17.783 
Beschäftigte (2011, F 2009)   3.808   6.820 
Raumkategorie (LEP 2002) Ländlicher Raum i. e. S. Ländlicher Raum i. e. S. 

* nur zu Analysezwecken; bestehend aus fünf Gemeinden: Bantzenheim, Cha-
lampé, Neuenburg am Rhein, Ottmarsheim, Rumersheim-le-Haut. 
 

(Anlage 2) 
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Die vier Nachbargemeinden im Elsass – Bantzenheim, Chalampé, Rumersheim-le-
Haut, Ottmarsheim – sind mit jeweils deutlich unter 2.000 Einwohnern ver-
gleichsweise klein. Ausstattung und Versorgungssituation in den französischen 
Gemeinden wurden vom Gutachter nicht erhoben, so dass nur vermutet werden 
kann, dass dort entsprechend der Stadtgröße keine nennenswerten Versor-
gungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. 
 
Verflechtungsraum 

Als möglicher Verflechtungsraum Neuenburgs ist – im Bewusstsein der Verflech-
tungen des Ortsteils Grißheim nach Heitersheim (s. o.) sowie des Ortsteils Stei-
nenstadt nach Schliengen – lediglich das Stadtgebiet von Neuenburg anzusehen. 
(Entfernungen, Fahrzeiten und das größere Angebot an Waren und Dienstleistun-
gen geben dazu Anlass, die Gemeinden Auggen und Buggingen sowie das Klein-
zentrum Schliengen zum Verflechtungsbereich von Müllheim zu zählen.) Durch 
die Aufstufung zum Unterzentrum ergäbe sich diesbzgl. also keine Veränderung. 
Neuenburg wäre jedoch das einzige Unterzentrum in der Region, dessen Ver-
flechtungsbereich nur eine einzige Gemeinde (sich selbst) umfassen würde. 

Die vorgelegten Erhebungen (Kundenzählungen) zur Nutzung der Neuenburger 
Einkaufsmärkte zeigen, dass diese stark von Kunden aus Frankreich aufgesucht 
werden. Die Nachfrage aus Frankreich zeigt sich insbesondere bei Waren des 
täglichen Bedarfs, Lebensmitteln und Drogerieartikeln, weniger bei den qualifi-
zierten Bedarfen. Es ist anzuerkennen, dass die Nachfrage aus dem Elsass nicht 
allein Folge des Preisgefälles zwischen Deutschland und Frankreich ist, sondern 
auch auf der besseren Erreichbarkeit Neuenburgs im Vergleich zu dem nächstge-
legenen größeren Versorgungsschwerpunkt in Frankreich zustande kommt. Die 
mittlere Entfernung aus den vier o. g. französischen Gemeinden nach Mulhouse 
beträgt 17,5 km, nach Neuenburg sind es durchschnittlich 5,8 km). Gedanklich 
kann der Nahbereichs Neuenburgs daher auf diese vier französischen Gemeinden 
erweitert werden. 
 
Erreichbarkeit / Verkehr 

Eine Knotenfunktion im öffentlichen Verkehr erfüllt Neuenburg – anders als im 
Individualverkehr infolge der unmittelbar westlich der Kernstadt gelegenen An-
schlussstelle der A 5 (für Auggen, Bad Bellingen, Badenweiler, Müllheim, Schli-
engen) – nur für die eigenen Ortsteile. Die Erschließung des Verflechtungsraums 
erfolgt auf deutscher Seite über die L 134, in Richtung Frankreich über die B 378 
bzw. D 39. Die wiedereröffnete regelmäßige Bahnverbindung nach Mulhouse und 
Müllheim/Freiburg spielt für die Erschließung des Verflechtungsraums nur eine 
untergeordnete Rolle, da der einzige Halt (Bantzenheim) weit außerhalb des Sied-
lungsgefüges liegt.  
 
Ausstattung 

Die Ausstattung im Bereich Bildung/Sport ist mit Gymnasium, Realschule und 
Hallenbad einem Unterzentrum angemessen. Aufgrund der Staatsgrenze zur ei-
nen und des Mittelzentrums zur anderen Seite sind die Einrichtungen jedoch nur 
bedingt von überörtlicher Bedeutung. Im Bereich Gesundheit (kein Krankenhaus, 
weit unterdurchschnittliche Ärzteversorgung) und bei privatwirtschaftlich betrie-
bene Dienstleistungen wie Banken und Versicherungen wirkt sich die Nähe des 
Mittelzentrums deutlich aus – aus Sicht der Anbieter formuliert: Auf eine Zweig-
stelle in Neuenburg kann regelmäßig verzichtet werden, ohne dass damit eine 
Einschränkung für Kunden/Nutzer aus Neuenburg verbunden wäre. Die Einzel-
handelsausstattung in Neuenburg wird dominiert von Angeboten mit Waren des 
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täglichen Bedarfs (Lebensmittel, Drogerie). „Im mittel- und langfristigen Bedarfs-
güterbereich beschränkt sich das Marktgebiet im Wesentlichen auf Neuenburg“ 
(Gutachten Neuenburg am Rhein, S. 41), hat also keine überörtliche Bedeutung. 
 
Grenzüberschreitende Verflechtungen 

Die dominierende grenzüberschreitende Verflechtung zwischen Neuenburg und 
seinen französischen Nachbargemeinden ist der Einzelhandel, konkret: der Ein-
kauf von Waren des kurzfristigen Bedarfs in Neuenburg. Daneben zeigt insbeson-
dere das Pendleraufkommen eine ausgeprägt grenzüberschreitende Verflech-
tung: Annähernd 15 % der in Neuenburg Beschäftigten haben ihren Wohnsitz in 
Frankreich (Gutachten Neuenburg am Rhein, S. 32). In der Zusammenarbeit mit 
dem Elsass auf Ebene von Politik, Vereinsleben und Bürgerbegegnung erfüllt 
Neuenburg eine Vorreiterrolle am Oberrhein. 
 
Stellungnahmen benachbarter Städte und Gemeinden: 

Vier Gemeinden (Auggen, Eschbach, Heitersheim und Schliengen) haben eine 
befürwortende Stellungnahme abgegeben. Auch der französische Gemeindever-
waltungsverbands (Communauté de Communes) Porte de France Rhin Sud (Ge-
meinden Bantzenheim, Chalampé, Hombourg, Niffer, Ottmarsheim und Petit-
Landau) unterstützt den Antrag. Die Stadt Bad Bellingen hat „keine Einwände und 
Bedenken“ vorgetragen. Von den Gemeinden Buggingen und Hartheim liegen 
keine Stellungnahmen vor. 

Die Stadt Müllheim hat vom Büro Dr. Acocella, Lörrach, eine qualifizierte Stel-
lungnahme erstellen lassen und spricht sich für eine Beibehaltung der bisherigen 
zentralörtlichen Einstufung Neuenburgs aus. Auch eine „Funktionsteilung zwi-
schen den Zentren“ hat der Gemeinderat Müllheim in seiner Sitzung am 
25.07.2012 einstimmig abgehlehnt. Durch die in Unterzentren regelmäßige Zuläs-
sigkeit von Einzelhandelsgroßprojekten sieht die Stadt Müllheim die grundsätzli-
che Schwierigkeit, Auswirkungen auf den Verflechtungsraum des Mittelzentrums 
und eine Beeinträchtigung der Versorgungsqualität des Mittelbereichs zu vermei-
den. Aufgrund ihres grundsätzlichen Charakters kommen hier darüber hinaus die 
o. g. Anmerkungen der Stadt Müllheim zum Antrag der Stadt Heitersheim zum 
Tragen. 

Der Regionalverband Hochrhein-Bodensee hält sich neutral, da zum einen im 
Gutachten nicht dargelegt worden ist, ob eine Aufstufung zur Sicherung der 
Grundversorgung erforderlich ist. Zum anderen müsse sichergestellt werden, 
dass „in Neuenburg keine über den Bedarf hinausgehende Einzelhandelsentwick-
lung stattfindet“. 
 
Bewertung durch die Verbandsgeschäftsstelle 
 
Die im Landesentwicklungsplan genannte Mindestgröße für den Verflechtungsbe-
reich von Unterzentren im Ländlichen Raum ist – auch ohne Berücksichtigung der 
französischen Nachbargemeinden, nur aufgrund der Gemeindegröße Neuen-
burgs selbst – formal erreicht. Wie der Regionalverband jedoch bereits 2001 in 
seiner Stellungnahme zum Landesentwicklungsplan formuliert hat, ist der Mittel-
bereich Müllheim „eher als Verdichtungsbereich […] anzusehen und von daher 
der Randzone des Verdichtungsraums Freiburg“ zuzuordnen. Diese Einschätzung 
hat sich aufgrund der überdurchschnittlichen Bevölkerungs- und Beschäftigungs-
zuwächse im Mittelbereich Müllheim noch verstärkt. Für die Tragfähigkeit unter-
zentraler Einrichtungen ist daher ein Wert deutlich oberhalb der 10.000 Einwoh-
ner anzunehmen. Dieser wird in Neuenburg – entsprechend des Auftrags im Lan-

(DS VVS 03/01) 
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desentwicklungsplan (Anhang A 20) – durch „Berücksichtigung der grenzüber-
schreitenden Verflechtungen mit dem Elsass“ erreicht.  
 
Die Stadt Neuenburg am Rhein, erst mit dem Regionalplan 1995 zum Kleinzent-
rum aufgestuft, übernimmt heute zweifelsfrei Versorgungsfunktionen für die fran-
zösischen Nachbargemeinden. Da diese selbst sehr klein sind und nicht über ent-
sprechende Einrichtungen verfügen, kann davon ausgegangen werden, dass die 
ausgeprägten grenzüberschreitenden Verflechtungen im Einzelhandel nicht allein 
preisbegründet sind. Andere Bereiche (Erwerbstätigkeit, Bildung, Kultur) weisen – 
auf deutlich geringerem Niveau – ebenso nachvollziehbare grenzüberschreitende 
Verflechtungen auf. Wie auch in der Stellungnahme der Stadt Müllheim zum 
Ausdruck kommt, ist damit jedoch nicht beantwortet, ob die gedankliche Berück-
sichtigung der grenzüberschreitenden Verflechtungen ausreicht, um eine Aufstu-
fung zum Unterzentrum zu begründen. Hierbei ist es nicht unerheblich, dass in 
Neuenburg am Rhein grenzüberschreitend vor allem Waren des täglichen Bedarfs 
gekauft werden, denn dieser Teil der Versorgung soll gerade nicht überörtlich 
konzentriert, sondern – auch in Frankreich – möglichst wohnungsnah erfolgen. 
Zur Deckung qualifizierter Bedarfe sowie als Arbeitsort für Einpendler aus Frank-
reich hat das Mittelzentrum Müllheim keine geringere grenzüberschreitende Be-
deutung. 
 
Aufgrund der sehr guten Erreichbarkeit Neuenburgs, an der A 5 mittig zwischen 
Basel und Freiburg sowie Mulhouse und Freiburg gelegen, ist frühzeitig auf mög-
liche Erwartungshaltungen oder Befürchtungen im Zusammenhang mit der Auf-
stufung zum Unterzentrum einzugehen, bspw. dem Ausbau zu einem autoge-
prägten Einzelhandelsstandort, der auf Pendler und Fernverkehr auf der A 5 zielt. 
Das vorhandene Regelwerk aus Konzentrationsgebot, Beeinträchtigungsverbot, 
Kongruenzgebot und Integrationsgebot (vgl. Regionalplan-Teilfortschreibung Ein-
zelhandelsgroßprojekte vom 16.07.2010) bietet im Zusammenhang mit den fest-
zulegenden Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für Einzelhandelsgroßprojekte in 
Neuenburg einen Rahmen, unerwünschte Entwicklungen zu unterbinden. Ein 
Entwurf der im Fall der Aufstufung erforderlichen gebietskonkreten Festlegung 
von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für Einzelhandelsgroßprojekte findet sich in 
Anlage 2. 
 
Die Nähe zum Siedlungs- und Versorgungskern des Mittelzentrums relativiert das 
Angebot von überörtlicher Bedeutung in Neuenburg, insbesondere welcher Bei-
trag für die Sicherung oder Weiterentwicklung der Siedlungs- und Versorgungs-
struktur mit der Aufstufung Neuenburgs zum Unterzentrum geleistet werden 
kann. Somit kristallisiert sich der Ausbau der grenzüberschreitenden Verflechtun-
gen mit der Stadt Neuenburg als „Brückenkopf ins Elsass“ heraus. 
 
Dies kann angesichts einer vergleichbaren Zielsetzung für das Mittelzentrum 
Breisach und der expliziten Würdigung der grenzüberschreitenden Verflechtun-
gen im Landesentwicklungsplan (Anhang A 20) eine – auch im Hinblick auf die 
Genehmigungsfähigkeit durch das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur – 
regionalpolitische und -planerische Entwicklungsperspektive sein und somit eine 
Aufstufung der Stadt Neuenburg am Rhein als Unterzentrum rechtfertigen. 
 
Vor dem Hintergrund der kommunalpolitischen Ausgangslage, der intensiven 
Verflechtungen zwischen Neuenburg und Müllheim und den im Landesentwick-
lungsplan – unabhängig der Aufstufung – aufgezeigten Möglichkeiten (LEP 2.5.9 
Abs. 2) sollte die Gesamtfortschreibung des Regionalplans auch dazu genutzt 
werden, die Zusammenarbeit zwischen den beiden Städten zu intensivieren und 

(Anlage 2) 
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vertraglich zu fixieren. Nach Informationen der Verbandsgeschäftsstelle ist den 
Bürgermeistern beider Gemeinden an der Entwicklung (funktionsteiliger) inter-
kommunaler Kooperationen gelegen. Bis zum Satzungsbeschluss des Regional-
plans sollte ein entsprechender Konkretisierungsgrad erreichbar sein. 
 
 
6.3 Antrag der Stadt Rheinau auf Ausweisung als Unterzentrum 
 
Raum- und Siedlungsstruktur 

Die Stadt Rheinau (11.200 Einwohner) besteht insgesamt aus zehn Ortsteilen, die 
sich von Nord nach Süd über mehr als 13 km verteilen. Der mittig gelegene Orts-
teil Freistett (4.100 Einwohner) ist dabei als Siedlungskern nicht dominant, durch 
den Ausbau der Einzelhandelsmärkte jedoch als Versorgungsschwerpunkt für die 
gesamte Gemeinde klar erkennbar. Aufgrund der spezifischen Siedlungsstruktur 
weist Freistett selbst, vor allem im Vergleich zu anderen Unterzentren dieser Ein-
wohnergröße, keine städtische Prägung auf. Die Nachbarschaft zu Kehl, Achern 
und Lichtenau darf nicht über die vergleichsweise großen Entfernungen zu den 
Siedlungs- und Versorgungskernen hinwegtäuschen (Achern 13 km, Kehl 16 km, 
Lichtenau 9 km). 
 
 Stadt Rheinau möglicher Nahbereich* 
Einwohner (2011, F 2009) 11.195 20.551 
Beschäftigte (2011, F 2009)   3.668   5.412 
Raumkategorie (LEP 2002) Ländlicher Raum i. e. S. Ländlicher Raum i. e. S. 

* nur zu Analysezwecken; bestehend aus vier Gemeinden: Gambsheim, Kilstett, 
Offendorf, Rheinau. 
 
Verflechtungsraum 

Der im Gutachten dargelegte „weitere Verflechtungsbereich“ bezieht die Stadt 
Lichtenau sowie Teile der Stadt Kehl ein. Dies kann raumordnerisch nicht aner-
kannt werden, da die Stadt Lichtenau als Unterzentrum, die Stadt Kehl als Mittel-
zentrum festgelegt sind. Als möglicher Verflechtungsraum ist daher – schon um 
dem im LEP genannten Prinzip der Einräumigkeit zu folgen (vgl. LEP 2.5.6 samt 
Begründung) – lediglich die Stadt Rheinau mit ihrem Stadtteilen anzusehen. 
Durch die Aufstufung zum Unterzentrum würde sich somit keine Änderung des 
Verflechtungsbereichs ergeben. Rheinau wäre jedoch das einzige Unterzentrum 
in der Region, dessen Verflechtungsbereich nur eine einzige Gemeinde (sich 
selbst) umfassen würde. 

Die vorgelegten dezidierten Erhebungen der LBBW zur Nutzung der Einkaufs-
märkte in Rheinau weisen nach, dass insbesondere die Lebensmittel und Droge-
rieartikel stark von Kunden mit Wohnsitz in Frankreich nachgefragt werden. Eine 
gedankliche Einbeziehung der drei o. g. französischen Gemeinden in den Ver-
flechtungsraum des Zentralen Orts Rheinau ist daher gerechtfertigt. Gleichwohl 
zeigt das Gutachten auch, dass 76 % der französischen Kunden nicht aus den 
o. g. Nachbargemeinden von Rheinau stammen. Dies zeigt, wie die Einzelhan-
delsagglomeration an der L 87 und das Preisgefälle zwischen Deutschland und 
Frankreich zusätzliches Verkehrsaufkommen generieren und zu ökonomisch und 
ökologisch nachteilig langen Anfahrtswegen (auf französischer Seite) führen. 
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Erreichbarkeit / Verkehr 

Der Ortsteil Freistett erfüllt durch die Kreuzung von L 87 und B 36 und den Bus-
bahnhof neben seiner Aufgabe als Versorgungsschwerpunkt auch eine verkehrli-
che Knotenfunktion. Der grenzüberschreitende Verkehr verläuft ebenfalls über die 
L 87. (Ihre Funktion „als wichtige Transitroute zwischen der deutschen A 5 und 
der A 35 auf französischer Seite“ (Gutachten Rheinau, S. 1) ist für die Ausweisung 
als Zentraler Ort jedoch unerheblich.) Die hier zum Verflechtungsbereich gezähl-
ten französischen Gemeinden sind per Straße und Bahn auch nach Strasbourg 
gut angebunden (Fahrzeit 20 min.). Grenzüberschreitende Nahverkehrsangebote 
sind dagegen nicht vorhanden. 
 
Ausstattung 

Die Ausstattung im Bereich Bildung/Sport (Gymnasium, Realschule, Hallenbad) 
ist auch für ein Unterzentrum angemessen. Aufgrund der ebenfalls einwohner-
starken und gut ausgestatteten Nachbargemeinden (Mittelzentrum Kehl 35.000 
Einwohner, Mittelzentrum Achern 25.000 Einwohner, Unterzentrum Lichten-
au/Rheinmünster 12.000 Einwohner) sind diese Einrichtungen jedoch nur bedingt 
von überörtlicher Bedeutung. Im Bereich Gesundheit sowie bei Banken, Versiche-
rungen und sonstigen Dienstleistungen erreicht Rheinau durchschnittliche Werte. 

Die Einzelhandelsausstattung ist stark auf Waren des täglichen Bedarfs ausgerich-
tet (Lebensmittel, Drogerie) und weist mit 6.350 m² Verkaufsfläche in diesem Be-
reich weit überdurchschnittliche Verkaufsflächengrößen auf. Nach Anzahl und 
Verkaufsflächen der Geschäfte mit Sortimenten des mittel- und langfristigen Be-
darfs (vgl. Gutachten, S. 13) ist davon auszugehen, dass auch die im Landesent-
wicklungsplan genannten „qualifizierte“ Versorgung gewährleistet ist (vgl. Be-
gründung zu LEP 2.5.10). Zu beachten ist, dass sich die Angebote auch innerhalb 
des Ortsteils Freistett auf zwei räumlich getrennte Standorte verteilen, was sich 
hemmend aus das funktionale zentralörtliche Bündelungsprinzip und die Wahr-
nehmung als „Stadtmitte“ auswirkt. 
 
Grenzüberschreitende Verflechtungen 

Die dominierende grenzüberschreitende Verflechtung zwischen Rheinau und sei-
nen französischen Nachbargemeinden ist der Einzelhandel, konkret: der Einkauf 
von Waren des kurzfristigen/täglichen Bedarfs in der städtebaulich nicht-
integrierte Einzelhandelsagglomeration an der L 87 (3.900 m² Verkaufsfläche). Der 
Anteil französischer Kunden liegt hier regelmäßig über 50 % (Gutachten Rheinau, 
S. 18). Daneben zeigt insbesondere das Berufspendleraufkommen eine ausge-
prägt grenzüberschreitende Dimension: knapp 14 % der Beschäftigten in Rheinau 
haben ihren Wohnsitz in Frankreich. 
 
Stellungnahmen benachbarter Gemeinden 

Die Stadt Renchen sowie die französischen Nachbargemeinden Gambsheim, Kil-
stett, Herrlisheim und Offendorf unterstützen den Antrag der Stadt Rheinau. Die 
Stadt Achern hat dem Antrag zugestimmt, ebenso die Stadt Kehl, die von der 
Aufstufung Auswirkungen weder auf die Funktionen des Mittelzentrums Kehl 
noch auf die Ortsteile, die unmittelbar an Rheinau grenzen, erwartet. 

Demgegenüber hat die Stadt Lichtenau den Antrag der Stadt Rheinau „zunächst 
abgelehnt“, da Befürchtungen des Gemeinderats „hinsichtlich negativer Auswir-
kungen auf bestimmte Funktionsbereiche der Stadt Lichtenau nicht vollständig 
ausgeräumt werden“ konnten. Die Gemeinden Appenweier, Rheinmünster, Sas-
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bach, Willstätt haben in Ihren Rückmeldungen keine Einwände oder Bedenken 
gegen den Antrag vorgebracht. 

Der Regionalverband Mittlerer Oberrhein hält sich neutral, weist aber darauf hin, 
dass in der Stadt Rheinau „bei der Einzelhandelsausstattung ein Nachholbedarf 
nicht gegeben ist“ und – mit Blick auf die zu sichernde Versorgungsfunktionen 
des Unterzentrums Lichtenau/Rheinmünster – „eine weitere Erhöhung des Aus-
stattungsgrads insbesondere im Bereich Einzelhandel nicht in Betracht“ kommt. 
 
 
Bewertung der Verbandsgeschäftsstelle 
 
Die Situation in Rheinau unterscheidet sich – trotz der Grenzlage – von der Neu-
enburgs in mehrfacher Hinsicht. Den französischen Nachbargemeinden Gambs-
heim und Herrlisheim sind mit jeweils 4.600 bzw. 4.700 Einwohnern selbst klein-
zentrale Funktionen zuzuschreiben. Durch ihre Lage an der rheinparallelen Achse 
(inkl. guter Bahnverbindung) sind zudem stärker dem Einzugsbereich Strasbourgs 
zuzurechnen. Die im Gutachten dargelegten Kundenzählungen zeigen, dass die 
Stadt Rheinau dennoch Versorgungsfunktionen für die französischen Nachbar-
gemeinden übernimmt. Es kann davon ausgegangen werden, dass die ausge-
prägten grenzüberschreitenden Verflechtungen im Einzelhandel nicht allein preis-
begründet sind, da auch andere Bereiche (v. a. Erwerbstätigkeit) ebenso nach-
vollziehbare grenzüberschreitende Verflechtungen aufweisen.  
 
Auffällig ist, dass grenzüberschreitend vor allem Waren des täglichen Bedarfs in 
Rheinau gekauft werden. Dieses Segment ist für die Frage nach einer höheren 
zentralörtlichen Einstufung jedoch nicht relevant (vgl. Ziff. 4.3 sowie Anlage 1 
Nr. 13). Dies relativiert einerseits die grenzüberschreitende Bedeutung des Zent-
ralen Orts Rheinau. Es führt andererseits zu der Feststellung, dass sich – im Sinne 
einer kohärenten Raumentwicklung am Oberrhein – die gedankliche Einbeziehung 
der französischen Nachbargemeinden in den Verflechtungsbereich der Stadt 
Rheinau nicht nachteilig auf die Nahversorgung jenseits des Rheins auswirken 
darf. Ein Entwurf der im Fall der Aufstufung erforderlichen gebietskonkreten Fest-
legung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für Einzelhandelsgroßprojekte fin-
det sich in Anlage 2. 
 
Die spezifische, dezentrale Siedlungsstruktur und die umliegenden Mittelzentren 
relativieren das Angebot von überörtlicher Bedeutung in Rheinau. Mit Blick auf 
den formal nur die Stadtteile von Rheinau umfassenden Verflechtungsbereich 
bleibt offen, welcher überörtliche Mehrwert, welcher Beitrag für die Sicherung 
oder Weiterentwicklung der Siedlungs- und Versorgungsstruktur mit der Aufstu-
fung Rheinaus zum Unterzentrum geleistet werden kann. Somit kristallisiert sich 
primär der Ausbau der grenzüberschreitenden Verflechtungen mit der Stadt 
Rheinau als „Brückenkopf ins Elsass“ heraus. 
 
Dies kann – entsprechend des im LEP (Anhang A 20) genannten Auftrags, 
„grenzüberschreitende Verflechtungen mit dem Raum Strasbourg zu berücksich-
tigen“ und einer vergleichbaren Zielsetzung für das Mittelzentrum Breisach eine 
regionalpolitische und -planerische Entwicklungsperspektive sein und somit eine 
Aufstufung der Stadt Rheinau als Unterzentrum rechtfertigen. 
 
 
  

(Anlage 1) 

(Anlage 2) 
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6.4 Antrag der Gemeinde Teningen auf Ausweisung als Unterzentrum 
 
Raum- und Siedlungsstruktur 

Die Gemeinde Teningen umfasst neben dem Kernort Teningen die Ortsteile 
Heimbach, Köndringen und Nimburg, die zwischen 1,5 und 5 km vom Kernort 
entfernt sind. Der Ortsteil Teningen ist dabei mit 5.600 Einwohnern als Siedlungs- 
und Versorgungsschwerpunkt nicht dominant. Ein viele Unterzentren prägendes 
Stadtzentrum als Mittelpunkt eines überörtlichen Verflechtungsbereichs ist in 
Teningen nicht ausgeprägt. 
 
 Gemeinde Teningen möglicher Nahbereich* 

Einwohner (31.12.2011) 11.737 18.803 
Beschäftigte (30.06.2011)   4.212   6.390 
Raumkategorie (LEP 2002) Randzone des Verdich-

tungsraums 
Randzone des Verdich-
tungsraums 

* nur zu Analysezwecken; bestehend aus drei Gemeinden: Bahlingen am Kaiser-
stuhl, Malterdingen, Teningen. 
 
Neben der Gliederung in mehrere Ortsteile ist die Siedlungsstruktur geprägt 
durch das längs der Elz, der Rheintalbahn und der B 3 entstandene zusammen-
hängende Siedlungsband mit dem benachbarten Mittelzentrum. Infolge des ge-
ringen Abstands zwischen den Siedlungs- und Versorgungskernen (rund 3,5 km) 
weisen Teningen und Emmendingen starke wechselseitige Verflechtungen auf 
und teilen zahlreiche Infrastrukturen (Autobahnanschluss, Bahnhof Teningen-
Mundingen u. a.). Die Gemeinde Teningen liegt wie auch alle u. g. Gemeinden 
ihres möglichen Verflechtungsbereichs in der Randzone des Verdichtungsraums. 
 
Verflechtungsraum 

Ein möglicher Verflechtungsraum könnte aufgrund der Nachbarschaft zum Mittel-
zentrum Emmendingen allein Richtung Norden (Gemeinde Malterdingen) und 
Westen (Gemeinde Bahlingen) anerkannt werden. Dies würde eine entsprechen-
de Reduzierung der Verflechtungsbereiche des Mittelzentrums Emmendingen 
(bisher 49.300, neu 34.500 Einwohner) und des Unterzentrums Endingen (bisher 
25.000, neu 21.000 Einwohner) nach sich ziehen. Aufgrund der Raumstruktur und 
der Nähe zum Unterzentrum Endingen am Kaiserstuhl wird die im Gutachten 
ebenfalls dem Verflechtungsbereich von Teningen zugeordnete Gemeinde Riegel 
am Kaiserstuhl hier nicht einbezogen. Gegen eine Vergrößerung spricht zudem, 
dass der Teninger Ortsteil Nimburg aufgrund der verkehrlichen Anbindung 
(L 114, Kaiserstuhlbahn nach Bötzingen, Direktbus nach Freiburg) seinerseits star-
ke Bezüge in den Mittelbereich Freiburg aufweist. 
 
Erreichbarkeit / Verkehr 

Die überörtliche Anbindung der Gemeinde ist über die A 5, B 3 und Rheintalbahn 
gut ausgebaut. Gleiches gilt für die kleinräumige Erreichbarkeit des Siedlungs- 
und Versorgungskern Teningen aus dem o. g. Verflechtungsbereich (Entfernun-
gen bis maximal 6 km). Die Anbindung des Verflechtungsbereichs mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln nach Teningen ist ebenfalls gewährleistet. Ins benachbarte 
Mittelzentrum Emmendingen (sowie von Bahlingen und Nimburg aus in Richtung 
Freiburg und von Malterdingen aus nach Herbolzheim/Kenzingen) liegen jedoch 
vergleichbar gute Verkehrsangebot vor. Eine verkehrliche Knotenfunktion inner-
halb des Verflechtungsbereichs ist – sieht man vom Autobahnanschluss ab – 
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schon aufgrund parallel verlaufenden Straßen und Schienenstrecken (Rheintal-
bahn/Kaiserstuhlbahn, A 5/B 3/L 116) nicht gegeben. 
 
Ausstattung 

Teningen weist infolge der großen Einwohnerzahl zahlreiche der für ein Unter-
zentrum typischen Einrichtungen auf (auffallend ist das Fehlen eines Gymnasi-
ums). Die Nähe zum Mittelzentrum Emmendingen relativiert jedoch deren 
überörtliche Bedeutung sowie das Angebot bei Waren und Dienstleistungen des 
„gehobeneren überörtlichen Bedarfs“. (Ein Entwurf der im Fall der Aufstufung 
zum Unterzentrum erforderlichen gebietskonkreten Festlegung von Vorrang- und 
Vorbehaltsgebieten für Einzelhandelsgroßprojekte findet sich in Anlage 2.)  

Die Arbeitsplatzplatzausstattung ist sehr gut, über die zentralörtliche Bedeutung 
Teningens gibt sie jedoch allenfalls indirekt Auskunft. Die in Teningen im Regio-
nalplan 1995 festgesetzten „industriellen und gewerblichen Entwicklungsmög-
lichkeiten größeren Umfangs“ erfolgten in Kenntnis der begrenzten Entwicklungs-
flächen des benachbarten Mittelzentrums und explizit für den „Standort Em-
mendingen/Teningen“ (vgl. Regionalplan 1995, Plansätze 2.6.6 und 2.6.6.2).  
 
Stellungnahmen benachbarter Städte und Gemeinden 

Die Stadt Emmendingen stimmt dem Antrag der Gemeinde Teningen „aus raum-
ordnerischen Gründen nicht zu“ und verweist dabei auf die heutige „sinnvolle 
Gliederung des Mittelbereichs“ und die fehlende „Wirk- und Entfaltungszone“ für 
ein zusätzliches Unterzentrum. Die Festlegung eines neuen Verflechtungsbereichs 
würde die Funktion der bisherigen Zentralen Orte schwächen. Auch die Gemein-
de Reute stimmt dem Antrag nicht zu und erklärt: Der Mittelbereich Emmendin-
gen sei „bezüglich seiner Funktionen sinnvoll gegliedert“. Die Gemeinde Tenin-
gen verfüge nach ihrer Einschätzung nicht über einen erforderlichen, von anderen 
Zentralen Orten unabhängigen Verflechtungsbereich, der ohne „Eingriffe und 
Schwächung bestehender Strukturen“ hergestellt werden könne. 

Die Gemeinde Malterdingen versteht sich „nicht als Verflechtungsbereich von 
Teningen“, würde einer Festlegung von Teningen als Kleinzentrum jedoch zu-
stimmen. Die Gemeinde Bahlingen am Kaiserstuhl hält die im Gutachten darge-
legten Verflechtungen nach Teningen für nicht ausreichend, um eine Ausweisung 
als Unterzentrum zu rechtfertigen. Die Gemeinde Bahlingen weist ferner auf ein 
zurückliegendes Genehmigungsverfahren für einen großflächigen Einzelhandels-
betrieb in Teningen hin, bei dem es hieß, der Markt diene ausschließlich der Ver-
sorgung der eigenen Bevölkerung. Nun würde die (unerwünschte) Verlagerung 
der Kundenströme nach Teningen zur Begründung der Aufstufung gemacht. 

Die Stadt Endingen am Kaiserstuhl befürwortet den Antrag der Gemeinde Tenin-
gen. Eichstetten am Kaiserstuhl, Kenzingen, March, Riegel am Kaiserstuhl erhe-
ben keine Einwände oder sehen eigene Belange vom Antrag der Gemeinde Ten-
ingen als nicht berührt an. Die Gemeinde Freiamt stellt (auch auf Grundlage eige-
ner Untersuchungen) fest, dass sie nicht zum Verflechtungsbereich von Teningen 
zu zählen ist. Eine „Verfeinerung“ der raumordnerischen Struktur durch die Auf-
stufung sei nicht erkennbar. 
 
Bewertung der Verbandsgeschäftsstelle 
 
Nach Einwohnerzahl oder Zahl der Arbeitsplätze gleicht die Gemeinde Teningen 
formal zahlreichen Unterzentren in der Region. Entscheidend zur Beurteilung des 
Antrags der Gemeinde Teningen sind jedoch raumstrukturelle Kriterien: Teningen 
liegt nicht isoliert im Ländlichen Raum, sondern grenzt unmittelbar an ein Mittel-

(Anlage 2) 

(DS PlA 04/12) 
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zentrum an, bildet mit diesem einen zusammenhängenden Siedlungskörper. Die 
Anfang der 1970er-Jahre neu entstandenen Verwaltungsgrenzen haben in vielen 
Landesteilen, zumal in den verdichteten Raumkategorien zu vergleichbaren Kons-
tellationen geführt. Allein in Baden-Württemberg gibt es 30 weitere Städte und 
Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern, die keine zentralörtliche Funktion 
ausüben. 
 
Die raumstrukturellen Voraussetzungen – bisherige klare Gliederung des Mittelbe-
reichs, parallele Verkehrswege entlang des Kaiserstuhlrands und der Vorbergzo-
ne, Entfernungen der Zentralen Orte untereinander u. a. – machen die Abgren-
zung eines eigenen Verflechtungsbereichs für Teningen schwer. Wie die Rück-
meldungen aus den benachbarten Städten und Gemeinden zeigen, bliebe ein 
zusätzlicher Verflechtungsbereich im Raum Emmendingen auch kommunalpoliti-
sche angreifbar. Die ohne Zweifel im Randbereich des Verdichtungsraums vorlie-
genden „Mehrfachorientierungen“ der Bevölkerung (vgl. Begründung zu LEP 
2.5.11) sowie die zahlreichen wechselseitigen Verflechtungen und – insbesondere 
im Bereich der Arbeitsplatzausstattung – auch Funktionsteilungen lassen sich 
nicht mit dem Zentrale-Orte-Konzept darstellen. 
 
Das Gutachten sowie die weitere Betrachtung dieses Teilraums bestätigen, dass 
die interkommunale Abstimmung zwischen dem Mittelzentrum Emmendingen 
und der Gemeinde Teningen von großer Bedeutung ist und eine Vielzahl gemein-
samer Entwicklungsperspektiven eröffnen kann. 
 
Eine Einstufung der Gemeinde Teningen als Unterzentrum erscheint deshalb 
nicht sachgerecht. 
 
Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass eine Aufstufung der Gemeinde Teningen 
zum Kleinzentrum mangels Antrag nicht geprüft wurde. 
 
 
6.5 Antrag der Gemeinde Merzhausen auf Ausweisung als Kleinzentrum 
 
Raum- und Siedlungsstruktur 

Die Gemeinde Merzhausen (4.900 Einwohner) liegt südlich des Oberzentrums 
Freiburg am Eingang zum Hexental. Sie grenzt unmittelbar an die Freiburger 
Stadtteile Vauban und Wiehre an und bildet mit diesen einen zusammenhängen-
den Siedlungskörper hoher Dichte. Unterstützt durch die Konversion des ehema-
ligen Kasernengeländes und die 1995 vollzogene Aufhebung der Grünzäsur Frei-
burg/Merzhausen hat sich im Bereich der Gemarkungsgrenze gemeindeübergrei-
fend „eine leistungsstarke Einzelhandelsagglomeration“ (Gutachten Merzhausen, 
S. 18) mit Rewe, Alnatura, Aldi u. a. gebildet. 
 
 Gemeinde Merzhausen möglicher Nahbereich* 

Einwohner (31.12.2011) 4.898 8.942 
Beschäftigte (30.06.2011)    997 1.832 
Raumkategorie/n (LEP 2002) Verdichtungsraum Verdichtungsraum und 

dessen Randzone 

* nur zu Analysezwecken; bestehend aus vier Gemeinden: Au, Merzhausen, Söl-
den, Wittnau. 
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Verflechtungsraum 

Die Aufstufung Merzhausens würde die Neuabgrenzung eines Nahbereichs erfor-
derlich machen und zu einer entsprechenden Reduzierung des Nahbereichs des 
Oberzentrums Freiburgs führen. Angesichts der Gesamtgröße des Nahbereich 
Freiburgs sind nachteilige Auswirkungen auf dessen Tragfähigkeit nicht zu erwar-
ten. Ein möglicher Verflechtungsraum ist aufgrund der o. g. siedlungsstrukturel-
len Gegebenheiten allein Richtung Süden anzuerkennen und könnte sich auf die 
Gemeinden Au, Sölden, Wittnau erstrecken. Die im Gutachten genannte Einbe-
ziehung der Gemeinde Horben zum Verflechtungsbereich von Merzhausen wird 
hier aufgrund der besseren Verkehrsanbindung von Horben in Richtung Freiburg-
Günterstal nicht nachvollzogen. Die maximale Entfernung vom Rand des Ver-
flechtungsbereichs nach Merzhausen beträgt weniger als 5 km. Merzhausen 
selbst liegt, wie auch alle Gemeinden dieses Nahbereichs, im Verdichtungsraum 
oder dessen Randzone. 
 
Erreichbarkeit / Verkehr 

Trotz guter Anbindung (L 122) erfüllt Merzhausen auch für die südlich gelegenen 
Gemeinden im Hexental keine Knotenfunktion im Verkehrsnetz. Der überörtlich 
(auch für Merzhausen) bedeutende Umsteigepunkt im öffentlichen Nahverkehr ist 
die Straßenbahn- und Regionalbus-Haltestelle Paula-Modersohn-Platz auf Frei-
burger Gemarkung. Die Gemeinden des Verflechtungsraums sind – infolge der 
relative hohen Siedlungsdichte und der geordneten Siedlungsstruktur längs der 
L 122 gut an die Gemeinde Merzhausen angebunden. 
 
Ausstattung 

Zahlreiche der im Landesentwicklungsplan genannten typischen kleinzentralen 
Einrichtungen sind in Merzhausen vorhanden. Die Einzelhandelsausstattung er-
füllt mit 3.000 m² Verkaufsfläche hierbei zweifelsfrei den Anspruch, den „häufig 
wiederkehrenden überörtlichen Grundbedarf“ zu decken. Insbesondere dem örtli-
chen Hallenbad kann attestiert werden, über die Gemeinde Merzhausen und den 
o. g. Verflechtungsbereich hinaus, auch von Bewohnern der südlichen Freiburger 
Stadtteile genutzt zu werden. Auffällig ist das Fehlen einer weiterführenden Schu-
le. Mit rund 1.000 Beschäftigten ist Merzhausen zwar innerhalb des Verflech-
tungsbereichs als Arbeitsplatzschwerpunkt zu erkennen, bleibt jedoch weit hinter 
der durchschnittlichen Arbeitsplatzausstattung der Kleinzentren in der Region 
Südlicher Oberrhein (2.100 Beschäftigte) zurück.  
 
Bewertung der Verbandsgeschäftsstelle 
 
Gemäß dem Landesentwicklungsplan sollen Kleinzentren „als Standorte von 
zentralörtlichen Einrichtungen der Grundversorgung so entwickelt werden, dass 
sie den häufig wiederkehrenden überörtlichen Bedarf ihres Verflechtungsbereichs 
decken können“ (LEP 2.5.11 Z). In Verdichtungsräumen kann auf die Ausweisung 
von Kleinzentren verzichtet werden (LEP 2.5.11 G). Dieser vom Gesetzgeber den 
Trägern der Regionalplanung eingeräumte Ermessensspielraum für (den Verzicht 
auf) die Ausweisung von Kleinzentren im Verdichtungsraum kommt im Fall Merz-
hausen vollumfänglich zum Tragen, da ein Versorgungsdefizit oder andere Er-
kenntnisse darüber, dass die Deckung des häufig wiederkehrenden überörtlichen 
Bedarfs im Verflechtungsbereich nicht ausreichend sichergestellt wäre, in dem 
vorgelegten Gutachten nicht dargelegt sind. Auch geben die Entfernungen im 
Verflechtungsraum und die Anbindung ins benachbarte Freiburg, keinen Anlass 
eine Bündelung zentralörtlicher Einrichtungen in Merzhausen zu forcieren. 
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Für die drei o. g. Gemeinden im Hexental erfüllt Merzhausen zweifelsfrei überört-
liche Funktionen auf Stufe eines Kleinzentrums. Ein nachvollziehbarer Verflech-
tungsbereich würde insgesamt vier Gemeinden (Au, Merzhausen, Sölden, Witt-
nau) umfassen. Angesichts der Lage im Verdichtungsraum bzw. in dessen Rand-
zone und der ausgeprägten Mehrfachorientierung (Richtung Freiburg und in den 
Mittelbereich Bad Krozingen/Staufen) lässt die Größe des Nahbereichs keine ab-
schließende Aussage über die dauerhafte Tragfähigkeit kleinzentraler Einrichtun-
gen zu. Kleinzentren in der Größe Merzhausens (nach Einwohnern und Beschäf-
tigten) sind bislang nur im Schwarzwald unter gänzlich anderen raumstrukturellen 
Bedingungen festgelegt worden, bspw. Hornberg, Oppenau und Schluchsee. 
 
Auch die 2002 beschlossene Aufstufung der Gemeinde Gundelfingen (damals ca. 
11.400 Einwohner, 2.400 Beschäftigte) als Kleinzentrum eignet sich nur bedingt, 
eine analoge Begründung für die Gemeinde Merzhausen zu liefern. Zwar wurde 
die Festlegung ebenfalls in dem Bewusstsein getroffen, hiermit von dem Pla-
nungsgrundsatz des LEP abzuweichen und eben auch im Verdichtungsraum nicht 
auf die Festlegung von Kleinzentren zu verzichten. Die Abweichung konnte je-
doch damit begründet werden, dass „eine gezielte Konzentration von zentralörtli-
chen Einrichtungen der Grundversorgung in Gundelfingen wesentlich zu einer 
Verbesserung der zentralörtlichen Versorgungsstruktur im Norden von Freiburg 
beiträgt.“ Darüber hinaus war „die Ausweisung Gundelfingens als Kleinzentrum 
Voraussetzung für eine Optimierung der zentralörtlichen Struktur im Norden von 
Freiburg und Voraussetzung für eine regionalplanerisch gewünschte Ordnung der 
Siedlungs- und Freiraumstruktur im Verdichtungsraum Freiburg“ (DS PlA 23/02).  
 
Mit Blick auf die angrenzenden Freiburger Stadtteile würde die Ausweisung eines 
Kleinzentrums Merzhausen die siedlungsstrukturelle und funktionsteilige Realität 
nicht korrekt abbilden. Im Übrigen kommt im Fall von Merzhausen LEP 2.5.9 ge-
radezu idealtypisch zum Tragen, wonach einzelne Funktion höherer Zentraler Or-
te im Verdichtungsraum auch von „unmittelbar benachbarten Standorten wahr-
genommen werden können“. Genau diese Wahrnehmung wird von Bürgern und 
Unternehmen – frei von jeglichen regionalplanerischen Handlungen und Einstu-
fungen – bei ihren Standortentscheidungen, im Einkaufsverhalten etc. längst ge-
lebt und tagtäglich umgesetzt. 
 
Die mögliche Festlegung als Kleinzentrum begründet sich somit allein aus der 
überörtlichen Funktion von Merzhausens gegenüber den drei südlich gelegenen 
Gemeinden. Vielfältigere Entwicklungsmöglichkeiten für die Gemeinde Merzhau-
sen lassen sich zweifelsfrei über die interkommunale Kooperation mit dem Ober-
zentrum gewinnen. 
 
Die beantragte Einstufung der Gemeinde Merzhausen als Kleinzentrum erscheint 
im Hinblick auf das gemäß LEP 2.5.11 den Trägern der Regionalplanung einge-
räumte Ermessen vertretbar zu sein.  
 
 
7. Fazit 
 
Angesichts des demografischen Wandels, steigenden Kosten für die Aufrechter-
haltung der vorhandenen Infrastruktur, abnehmenden finanziellen Spielräumen 
sowie fortschreitenden Konzentrationsprozessen (bspw. im Einzelhandel, aber 
auch bei Schulstandorten) wies bereits der Regionalplan 1995 (Erläuterung zum 
Kapitel Zentrale Orte) darauf hin, dass „die Kriterien zur Tragfähigkeit der Ver-
flechtungsbereiche […] tendenziell steigende Größen sind“. Diese Entwicklungs-
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richtung wurde 2005 im Landesentwicklungsbericht 2005 (S. 233) und dem Hin-
weis bestätigt, dass „eine Festlegung weiterer Zentraler Orte auf allen Funktions-
stufen im Regelfall nicht begründbar“ sein wird. Verbal hat auch das Ministerium 
für Verkehr und Infrastruktur als Genehmigungsbehörde für den Regionalplan 
2012 darauf hingewiesen, dass ihm keine Erkenntnisse vorliegen, welche eine 
Neuaufnahme bzw. Aufstufung von insgesamt fünf Städten und Gemeinden in 
der Region Südlicher Oberrhein rechtfertigen würden. Es wurde vielmehr darauf 
hingewiesen, dass in diesem Fall eine Gesamtprüfung aller Zentralen Orte gebo-
ten scheint. 
 
Wie mit dem sog. „Ikea-Urteil“ des Verwaltungsgerichts Baden-Württemberg vom 
04.07.2012 (Az. 3 S 351/11, Abs. 62) nochmals bekräftigt wurde, ist es das Ziel der 
Raumordnungsstruktur, die Entwicklungsmöglichkeiten jeweils aller Zentralen 
Orte zu gewährleisten und damit auch deren Anstrengungen zur Erhaltung bzw. 
Wiederherstellung ihrer Strukturen abzusichern. Maßgeblich bei der Beurteilung 
der Anträge sind daher nicht allein die Entwicklungsoptionen der antragstellen-
den Gemeinde, sondern der überörtliche und gesamtregionale Mehrwert. 
 
Wie die Auswertung der spezifischen Raum- und Siedlungsstrukturen, Verflech-
tungsbereiche und Ausstattungen gezeigt hat, kann aus den vorgelegten Gutach-
ten wie aus den eigenen Recherchen ein regionalplanerischer Handlungsbedarf 
lediglich aus der Betrachtung transnationaler Verflechtungen abgeleitet werden, 
weitere Gemeinden als Zentrale Orte festzulegen bzw. eine höhere Einstufung der 
bereits ausgewiesenen Zentralen Orte vorzunehmen. Aus Sicht der Verbandsge-
schäftsstelle leisten die beantragten Aufstufungen keinen Beitrag zur Sicherung 
der dezentralen Siedlungsstrukturen (LEP 1.3) und zur Schaffung „ausgewogener 
Raumfunktionen in den Mittelbereichen“ (LEP 2.5.9 Abs. 4). Auch ist nicht er-
kennbar, wie damit die Versorgungsfunktion der vorhandenen Zentralen Orte 
stabilisiert würde (vgl. LEP 2.5.5).  
 
Generell gilt: Aufgabe des Zentrale-Orte-Konzepts ist es nicht eine Abgrenzung 
(gegenüber Nachbarstädten und -gemeinden) oder Anerkennung (von Bevölke-
rungs- oder Beschäftigungszugewinnen der Vergangenheit) planerisch festzu-
schreiben. Anstelle etwaiger Neuausweisungen oder Aufstufungen zeichnet sich 
aus heutiger Sicht viel mehr ein Bedarf zur Weiterentwicklung innerhalb des be-
währten Zentralen-Orte-Konzeptes ab. Im Mittelpunkt steht hierbei die verstärkte 
überörtliche Zusammenarbeit. Aus Sicht des regionalen Planungsträgers bietet 
die interkommunale Abstimmung weit mehr Entwicklungspotenziale für die Städ-
te und Gemeinden, als es die Einstufung zum Klein- bzw. Unterzentrum vermag. 
 
Die grenzüberschreitende Raumentwicklung verlangt in mehrfacher Hinsicht be-
sonders betrachtet zu werden: Hier ist seit der Regionalplan-Fortschreibung zu 
Beginn der 1990er-Jahre tatsächlich eine relevante Veränderung, sprich eine 
spürbare Intensivierung der grenzüberschreitenden Verflechtungen eingetreten. 
Deren Berücksichtigung und Verfeinerung kann einen regionalen (und ggf. sogar 
überregionalen) Mehrwert darstellen. Aus Sicht der Verbandsgeschäftsstelle 
scheint es daher möglich, die Aufstufung der Städte Neuenburg am Rhein und 
Rheinau zu Unterzentren tragfähig zu begründen. In beiden Fällen könnte (und 
sollte) die Aufstufung dazu genutzt werden, den im LEP verankerten „pauschalen 
Hinweis“ auf die grenzüberschreitenden Verflechtungen zu konkretisieren. Die 
positiven Rückmeldung der französischen Nachbargemeinden sowie das klare 
Bekenntnis der Oberrheinkonferenz, die Zusammenarbeit im Bereich der Raum-
planung zu vertiefen, bestätigen dies.  
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Den Städten und Gemeinden an den bedeutenden Rheinquerungen kommt die 
„Rolle als Brückenkopf zum Elsass“ zu. Aus diesem Grund hat das Land Baden-
Württemberg im Jahr 2002 neben der Stadt Kehl auch die Stadt Breisach als Mit-
telzentrum festgelegt. Der Regionalverband Südlicher Oberrhein hat seit dem 
Jahr 2005 den Prozess zur Bildung der Trinationalen Metropolregion Oberrhein in 
Politik und Verwaltung maßgeblich initiiert. Es wäre deshalb konsequent, wenn 
der Regionalverband Südlicher Oberrhein im Rahmen seiner eigenen Kompetenz 
die Städte Neuenburg am Rhein sowie Rheinau – die im Vergleich zu den Städten 
Kehl und Breisach kleineren „Brückenköpfe“ – als Unterzentren festlegen würde.  
 
 
 



Anlage 1 zu DS PlA 03/13 

 

Ausgestaltung des Zentrale-Orte-Konzepts in Baden-Württemberg 
 

1. Als Zentrale Orte werden in Baden-Württemberg Gemeinden ausgewiesen (LEP 2.5.2). 
Soweit erforderlich können mehrere Gemeinden gemeinsam die Funktion eines Zent-
ralen Orts ausüben. 

2. Die zentralörtlichen Verflechtungsbereiche sollen nach der überwiegenden Orientie-
rungsrichtung der Bevölkerung bei der Inanspruchnahme der zentralörtlichen Einrich-
tungen sowie nach zumutbaren Entfernungen und ausreichenden Tragfähigkeiten flä-
chendeckend abgegrenzt werden (vgl. LEP 2.5.6 samt Begründung). In den Verdich-
tungsräumen sowie bei Gemeinden, die unmittelbar an einen Zentralen Ort höherer 
Stufe grenzen, sind infolge der Mehrfachorientierung im Versorgungsverhalten der 
Bevölkerung sowie der qualifizierteren Ausstattung des Nachbarorts eigenständige 
Verflechtungsbereiche kaum noch erkennbar (vgl. Begründung zu LEP 2.5.11). 

3. Eine verbindliche Festlegung der Verflechtungsbereiche erfolgt nur auf Ebene der 
Mittelzentren. Die Verflechtungsbereiche der Unter- und Kleinzentren („Nahbereiche“) 
müssen in den Regionalplänen nicht dargestellt werden, sie können jedoch für Analy-
sezwecke herangezogen werden (vgl. LEP 2.5.6 samt Begründung). 

4. Die Abgrenzung der zentralörtlichen Verflechtungsbereiche ist flächendeckend nach 
dem Prinzip der Einräumigkeit angelegt. D. h. die Bereiche ordnen sich lückenlos und 
mosaikartig in die jeweils nächsthöhere Bereichsstufe ein. Ambivalenzen einzelner 
Gemeinden im Grenzbereich benachbarter Verflechtungsbereiche müssen in Kauf ge-
nommen werden (vgl. Begründung zu LEP 2.5.2). 

5. Grenzüberschreitende Verflechtungen sind zu berücksichtigen (LEP 2.5.6). Da „weder 
Umfang und Intensität der grenzüberschreitenden zentralörtlichen Funktionsausübung 
noch die Reichweite der über die Staatsgrenze reichenden Verflechtungen [… im 
Rahmen des LEP 2002] hinreichend quantifiziert oder exakte Bereichsabgrenzungen 
vorgenommen werden“ konnten, werden im Landesentwicklungsplan hierzu lediglich 
„pauschale Hinweise auf besonders enge grenzüberschreitende zentralörtliche Ver-
flechtungen gegeben“ (Begründung zu LEP 2.5.6). Ein solcher Hinweis findet sich für 
die Mittelbereiche Kehl, Offenburg, Breisach und Müllheim. 

6. Kleinzentren zeichnen sich als Standorte von zentralörtlichen Einrichtungen der 
Grundversorgung dadurch aus, dass sie den häufig wiederkehrenden überörtlichen 
Bedarf ihres Verflechtungsbereichs decken können. Die erforderliche Bevölkerungs-
zahl im Verflechtungsbereich kann je nach den siedlungsstrukturellen Gegebenheiten 
erheblich schwanken. Im Ländlichen Raum sollen die Verflechtungsbereiche von 
Kleinzentren im Regelfall mehr als 8.000 Einwohner haben (vgl. LEP 2.5.11 samt Be-
gründung). 

7. Unterzentren zeichnen sich als Standorte von Einrichtungen und Arbeitsplätzen 
dadurch aus, dass sie auch den qualifizierten, häufig wiederkehrenden Bedarf eines 
Verflechtungsbereichs der Grundversorgung decken können. Die Verflechtungsberei-
che sollen im Ländlichen Raum mindestens 10.000 Einwohner umfassen. Für verdich-
tete Bereiche ist von deutlich höheren Werten auszugehen.*2 

8. Bei der Ausweisung der Zentralen Orte sind die jeweiligen siedlungsstrukturellen Ge-
gebenheiten zu beachten, um den unterschiedlichen Bedürfnissen der verschiedenen 
Landesteile je nach ihrer verdichteten oder ländlichen Struktur Rechnung tragen zu 

                                                 
*2In seiner Stellungnahme zum Aufstufungsantrag der Gemeinde Denzlingen ging das Wirtschaftsministerium 
Baden-Württemberg 2002 davon aus, dass „mit 18.500 Einwohnern im Verflechtungsbereich eine ausreichen-
de Tragfähigkeit für die Ausstattung eines Unterzentrums in Verdichtungsräumen gerade noch gegeben sein 
dürfte“ (DS VVS 23/02).  
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können. Dies erfordert eine differenzierte Handhabung des zentralörtlichen Systems 
(vgl. Begründung zu LEP 2.5.1 und 2.5.2). 

9. In verdichteten Gebieten hat die engere Netzdichte der Versorgungsstandorte sowohl 
zu einer gegenseitigen Überlagerung zentralörtlicher Funktionen beigetragen als auch 
zu einer Mehrfachorientierung im Versorgungsverhalten der Bevölkerung geführt. Eine 
zentralörtliche Bereichsgliederung ist hier auf Stufe der Unter- und Kleinzentren kaum 
erkennbar, die Konzentration von Einrichtungen in einem zentralen Standort nicht er-
forderlich. In Verdichtungsräumen kann daher auf die Ausweisung von Kleinzentren 
verzichtet werden, sofern die Deckung des häufig wiederkehrenden überörtlichen Be-
darfs ausreichend gesichert ist (vgl. LEP 2.5.1 und 2.5.11 Abs. 2 samt Begründung). 
Von dieser Möglichkeit haben bereits mehrere Regionalverbände Gebrauch gemacht. 

10. In den Verdichtungsräumen können ferner einzelne mittelzentrale Funktionen auch 
von dem Mittelzentrum unmittelbar benachbarten Standorten wahrgenommen wer-
den, wenn die Voraussetzungen dafür durch entsprechende Ausstattungsmerkmale 
gegeben sind, die mittelzentralen Einrichtungen in günstiger Lage gebündelt und die 
Funktionen des Mittelzentrums nicht beeinträchtigt werden (LEP 2.5.9). 

11. Ungeachtet der o. g. Funktionszuweisung an Gemeinden gilt das dem Zentrale-Orte-
Konzept innewohnende Konzentrations- und Bündelungsprinzip, wonach zentralörtli-
che Einrichtungen grundsätzlich in Siedlungs- und Versorgungskernen zentraler Lage 
gebündelt angeboten werden sollen. Die zentralörtlichen Siedlungs- und Versor-
gungskerne werden im Regionalplan räumlich konkretisiert (vgl. LEP 2.5.2 und 2.5.3 
Abs. 1 samt Begründung). 

12. Zur Konkretisierung der landesplanerischen Vorgabe, Einzelhandelsgroßprojekte vor-
rangig an städtebaulich integrierten Standorten auszuweisen, zu errichten oder zu er-
weitern (LEP 3.3.7.2), werden in Ober-, Mittel- und Unterzentren Vorranggebiete für 
zentrenrelevante Einzelhandelsgroßprojekte sowie Vorbehaltsgebiete für nicht-
zentrenrelevante Einzelhandelsgroßprojekte in der Raumnutzungskarte gebietsscharf 
festgelegt. (Für die vier Städte und Gemeinden, die im Rahmen der Gesamtfortschrei-
bung des Regionalplans eine Aufstufung zum Unterzentrum beantragt haben, findet 
sich eine Abgrenzung der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für Einzelhandelsgroßpro-
jekte als Entwurf in Anlage 1.) Für die Kleinzentren und Gemeinden ohne zentralörtli-
che Einstufung gilt LEP 3.3.7.2 unmittelbar. 

13. Die im LEP genannten Darstellungen typischer klein- und unterzentraler Einrichtungen 
dienen der beispielhaften Erläuterung der zentralörtlichen Funktionsstufe und stellen 
keinen verbindlichen Ausstattungskatalog dar (vgl. Begründung zu LEP 2.5.10 und 
2.5.11). Für die zentralörtliche Funktion sind grundsätzlich nur Einrichtungen relevant, 
die mehr als die tägliche örtliche Versorgung übernehmen, einen größeren Benutzer-
kreis voraussetzen und deshalb nicht in jeder Gemeinde vorgehalten werden können. 

14. Das Fehlen eines verbindlichen Ausstattungskatalogs ist in zwei Richtungen zu deu-
ten: Es gibt erstens keinen Automatismus, der zur Auf- bzw. Abstufung führen würde, 
wenn bestimmte Einrichtungen vorhanden bzw. nicht mehr vorhanden sind. Es gibt 
zweitens kein Anrecht darauf, dass bestimmte Einrichtungen entsprechend der zent-
ralörtlichen Stufe aufgebaut oder aufrechterhalten werden. 

15. Festlegungen zur Siedlungsentwicklung sind im System der baden-württem-
bergischen Landesplanung nicht starr an eine Festlegung als Zentraler Ort geknüpft. 
Sie werden in eigenständigen Planelementen verankert, bspw. in Form der „Gemein-
den oder Gemeindeteile mit verstärkter Siedlungstätigkeit (Siedlungsbereiche)“. Die 
zentralörtliche Gliederung soll „die angestrebte Siedlungsentwicklung unterstützen 
und koordinieren“ (LEP 2.5.1). Die Siedlungsentwicklung soll „zur Unterstützung ihrer 
Auslastung auf die Zentralen Orte konzentriert werden, insbesondere durch verstärkte 
Ausweisung von Wohnbauflächen“ (LEP 2.5.3 Abs. 2; vgl. auch LEP 1.3). 
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Abgrenzung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten 
für Einzelhandelsgroßprojekte 
 
 
Mit der Teilfortschreibung des Regionalplans vom 16.07.2010, genehmigt am 
18.01.2011, ist der Regionalverband Südlicher Oberrhein der Aufgabe nachge-
kommen, für die Ober-, Mittel- und Unterzentren  

• Vorranggebiete für zentrenrelevante Einzelhandelsgroßprojekte sowie 

• Vorbehaltsgebiete für nicht-zentrenrelevante Einzelhandelsgroßprojekte 
(Ergänzungsstandorte) 

gebietsscharf in der Raumnutzungskarte festzulegen. 
 
Für Kleinzentren sowie für Gemeinden ohne zentralörtliche Einstufung kann auf 
eine gebietsscharfe Festlegung verzichtet werden, da die Ausweisung, Errichtung 
und Erweiterung von Einkaufszentren, großflächigen Einzelhandelsbetrieben und 
sonstigen großflächigen Handelsbetrieben (Einzelhandelsgroßprojekte) in der 
Regel nur in den Ober-, Mittel- und Unterzentren zulässig ist (vgl. Plansatz 2.6.9.2 
der genehmigten Regionalplan-Teilfortschreibung Einzelhandelsgroßprojekte). 
 
Für die Stadt Heitersheim, die Stadt Neuenburg am Rhein, die Stadt Rheinau und 
die Gemeinde Teningen, die im Rahmen der Gesamtfortschreibung des Regio-
nalplans eine Aufstufung zum Unterzentrum beantragt haben, sind bislang keine 
Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für Einzelhandelsgroßprojekte festgelegt (vgl. 
Anlage 5 zu DS PlA 04/12). 
 
Die im Folgenden dargelegten Entwürfe für die Abgrenzung der Standorte zen-
trenrelevanter und nicht-zentrenrelevanter Einzelhandelsgroßprojekte in den vier 
Gemeinden folgen vollständig dem methodischen Vorgehen der rechtskräftigen 
Teilfortschreibung vom 16.07.2010. Die Abgrenzungen orientieren sich – soweit 
vorliegend – auch an Märkte- und Einzelhandelskonzepten, Kundenbefragungen 
oder gutachterlichen Stellungnahmen. Die zu den Aufstufungsanträgen vorgeleg-
ten Gutachten enthielten in keinem Fall einen Abgrenzungsvorschlag für die ge-
bietsscharfen Festlegungen zum großflächigen Einzelhandel. 
 
 

(DS VVS 03/10, 
DS PlA 04/11) 

(DS PlA 04/12) 
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